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Zugeleitet mit Schreiben des Bundesministers für Wirtschaft vom 1. April 1975. 

Der Bericht kommt zu folgenden wesentlichen Feststellungen: 

1. Die mit Hilfe von Kostenzuschüssen beseitigten Altölmengen sind 1972 und 1973 weiter gestiegen. Für 
1974 ergibt sich — bei rückläufigem Frischölverbrauch — eine relative Steigerung. 

2. Die laufenden Kostenzuschüsse für Altölraffinerien sind zum 1. Januar 1975 von 12 DM auf 10 DM je 
100 kg Altöl gesenkt worden. 

Eine weitere Senkung auf 9 DM/100 kg Altöl wird, vorbehaltlich der Ergebnisse einer geprüften 
Kosten- und Ertragsrechnung für das Geschäftsjahr 1974, am 1. Juli 1975 in Kraft treten. 

3. Nach der vorhersehbaren Ausgaben- und Einnahmenentwicklung des Rückstellungsfonds erscheint eine 
geringfügige Erhöhung der Ausgleichsabgabe ab 1976 als erforderlich. 
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Zweiter Bericht der Bundesregierung über die Tätigkeit des 
Rücksteiiungsfonds nach dem Aitöigesetz, insbesondere über die 
Mögiichkeiten einer Ermäßigung der iaufenden Zuschüsse und der 
Ausgieichsabgabe 


A. Auftrag des Gesetzes 

§ 2 Abs. 4 des Gesetzes über Maßnahmen zur Siche- 
rung der Altölbeseitigung (Altölgesetz) vom 23. De- 
zember 1968 (Anlage 1) enthält folgenden Auftrag: 

„Die Bundesregierung berichtet dem Bundestag bis 
zum 31. März jedes dritten Jahres, erstmalig bis 
zum 31. März 1972, über die Tätigkeit des Rückstel- 
lungsfonds, insbesondere über die Möglichkeiten 
einer Ermäßigung der laufenden Zuschüsse (Ab- 
satz 1) und der Ausgleichsabgabe (§ 4 Abs. 2)." 


B. Tätigkeit des Rücksteiiungsfonds 

Der Rückstellungsfonds (Sondervermögen des Bun- 
des) ist eingerichtet worden, um mit Hilfe von Ko- 
stenzuschüssen die umweltunschädliche Beseitigung 
von Altölen sicherzustellen. 

I. Rechtsgrundlagen 
1. Geltendes Recht 

Die Rechtsgrundlagen für die Tätigkeit des Rück- 
stellungsfonds im Berichtszeitraum blieben im we- 
sentlichen unverändert. An Abweichungen gegen- 
über dem ersten Altölbericht sind zu verzeichnen: 

— Durch Artikel 69 des Einführungsgesetzes zum 
Strafgesetzbuch (EGStGB) vom 2. März 1974 
— Bundesgesetzbl. I S. 469 — ist die Strafvor- 
schrift des § 9 (Verletzung der Geheimhaltungs- 
pflicht) mit Wirkung zum 1. Januar 1975 aufgeho- 
ben worden; Verletzungen der Geheimhaltungs- 
pflicht werden dann nach den allgemeinen Be- 
stimmungen der §§ 203, 204 StGB geahndet (Ar- 
tikel 19 Nr. 85 EGStGB). 

— Durch die 4. Änderung der Richtlinien über die 
Gewährung von Zuschüssen nach dem Altölge- 
setz vom 20. Dezember 1974 — Bundesanzeiger 
Nr. 9 vom 15. Januar 1975 — ist der Zuschußsatz 
für die Altölaufarbeitung mit Wirkung vom 
1. Januar 1975 von 12 DM auf 10 DM und zum 
1. Juli 1975 von 10 DM auf 9 DM je 100 kg Alt- 
öl gesenkt worden (Anlage 2). 

Mit Bekanntmachung vom 10. November 1974 sind 
die Pflichtgebiete neu festgesetzt und die hinterleg- 
ten Preislisten nach dem Altölgesetz veröffentlicht 
worden (Anlage 3) ; die Bekanntmachungen vom 
15. Juni 1972 und 27. August 1973 sind außer Kraft 
getreten. 


2. Richtlinie „Altölbeseitigung“ der Europäischen 
Gemeinschaften 

Nach umfangreichen Vorarbeiten im Jahre 1973 
legte die Kommission der Europäischen Gemein- 
schaften (EG) dem Rat der EG Anfang 1974 den 
„Vorschlag einer Richtlinie des Rates über die Altöl- 
beseitigung" vor. Der Deutsche Bundestag und der 
Bundesrat wurden hierüber unterrichtet (Drucksache 
7/1995 vom 16. April 1975; BR-Drucksache 303/74 
vom 16. April 1974). Die Umweltminister der EG 
einigten sich auf ihrer Ratstagung am 7. November 
1974 über den Text der Richtlinie. Offen blieb ledig- 
lich, inwieweit die Richtlinie nicht nur auf Arti- 
kel 100, sondern auch auf Artikel 235 des Vertrages 
zur Gründung der Europäischen Wirtschaftsgemein- 
schaft abgestützt werden sollte. Die Erörterungen 
dauerten bis März 1975 an. Der von den Rechts- 
und Sprachsachverständigen geprüfte Text ist bei- 
gefügt (Anlage 4). 

Die Richtlinie ist ein wichtiger Schritt auf dem Wege 
zur Angleichung der Altölregelungen in den Mit- 
gliedstaaten und trägt zur Vermeidung von Wettbe- 
werbsstörungen auf dem Schmierölmarkt bei. Die 
Bundesregierung hat die Bemühungen der EG um 
eine harmonisierte, sachgerechte Lösung tatkräftig 
unterstützt und damit einem entsprechenden Be- 
schluß des Deutschen Bundestages vom 28. Juni 1967 
Rechnung getragen (Drucksache V/1789). 

Wegen der unterschiedlichen Ausgangssituationen 
in den einzelnen EG-Staaten ist die Richtlinie als 
Rahmenregelung gefaßt. Mitteilungspflichten der 
Mitgliedstaaten und der Kommission sollen sicher- 
stellen, daß nationale Regelungen, technische Er- 
kenntnisse sowie Erfahrungen aus der Anwendung 
der Richtlinie wechselseitig bekanntwerden. Die 
Mitgliedstaaten sind zudem verpflichtet, alle drei 
Jahre einen Bericht über den Stand der Altölbesei- 
tigung in ihren Ländern zu erstellen. 

Die Richtlinie steht im Einklang mit dem Verursa- 
cherprinzip und entspricht in der Grundkonzeption 
den Regelungen des deutschen Altölgesetzes. Die 
aus der Durchführung dieses Gesetzes gewonnenen 
Erfahrungen wurden berücksichtigt. Nach der Richt- 
linie müssen die Mitgliedstaaten die erforderlichen 
Maßnahmen zur umweltunschädlichen Sammlung 
und Beseitigung von Altölen treffen. Deshalb sind 
ausdrücklich verboten 

— das Ableiten von Altölen in Oberflächengewäs- 
ser, Grundwasser, Küstengewässer und Kanalisa- 
tionen; 

— die Lagerung und/oder Ableitung von Altölen, die 
schädliche Auswirkungen auf den Boden haben. 
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sowie jede unkontrollierte Ablagerung von Rück- 
ständen aus der Aufbereitung von Altölen ; 

— jede Behandlung von Altölen, die eine Luftver- 
unreinigung über das in den geltenden Vorschrif- 
ten festgelegte Maß hinaus hervorruft. 

Außerdem haben die Mitgliedstaaten Maßnahmen 
dafür zu treffen, daß die Beseitigung von AltÖlen 
soweit wie möglich durch Wiederverwendung (Auf- 
bereitung und/oder Verbrennung zu anderen Zwek- 
ken als denen der Vernichtung) erfolgt. 

Die Mitgliedstaaten sollen innerhalb von zwei Jah- 
ren die Maßnahmen in Kraft setzen, die erforderlich 
sind, um dieser Richtlinie zu entsprechen. Die erlas- 
senen Vorschriften müssen binnen vier Jahren nach 
der Bekanntgabe dieser Richtlinie auf bestehende 
Unternehmen angewandt werden. Für die deutschen 
Rechtsvorschriften sind nur verhältnismäßig wenig 
Änderungen erforderlich: 

— Ausweitung der Nachweispflicht auf Altöle mit 
einem Fremdstoffanteil auch unter 10 Vo 

— Änderung der Bezugsmenge für die Nachweis- 
pflicht von 500 kg auf 500 Liter. 

3. Novellierung des Altölgesetzes 

Die Bundesregierung bereitet aus folgenden Erwä- 
gungen eine Novellierung des Altölgesetzes vor: 

a) Den Anforderungen der EG-Richtlinie „Altölbe- 
seitigung" ist Rechnung zu tragen. 

b) Am 11. Juni 1972 ist das Gesetz über die Besei- 
tigung von Abfällen {Abfallbeseitigungsgesetz 
— AbfG) vom 7. Juni 1972 (Bundesgesetzbl. I 


S. 873) in Kraft getreten. Nach § 1 Abs. 3 Nr. 6 
AbfG gelten die Vorschriften dieses Gesetzes 
nicht für Altöle, die nach Maßgabe des § 3 Abs. 1 
des Altölgesetzes abgeholt werden. Mit Vorlage 
des Gesetzentwurfs zur Änderung des AbfG vom 
12. Juli 1974 (BR-Drucksache 388/74) hat der 
Bundesrat die Bundesregierung darum gebeten, 
die Möglichkeit auszuschließen, daß sogenannte 
„ Sonder abfälle" den verschärften Bestimmungen 
des AbfG entzogen werden, indem derartige Ab- 
fälle Altölen beigemischt oder mit Spuren von 
Altöl versetzt werden. Die Bundesregierung er- 
wägt daher, den Begriff „Altöl" in § 3 des Alt- 
ölgesetzes so zu präzisieren, daß nur die beim 
gewöhnlichen (technischen) Gebrauch von Mine- 
ralölen oder Mineralölprodukten zwangsläufig 
aufgenommenen Fremdstoffe in die Zuschuß- 
regelung und Abholpflicht einbezogen werden. _ 
Nachträglich zugefügte (atypische) Stoffe wer- 
den dadurch ausgeschlossen. 


II. Mengenentwicklung im Altölbereich 

1. Schmierstoffverbrauch, Altölanfall und Altölbeseitigung 

Im Durchschnitt fallen etwa 60 Vo der eingesetzten 
Mineralöle nach Transport, Lagerung und Gebrauch 
als Altöl an. Dem entspricht für das Jahr 1969 bei 
einem Schmierstoffabsatz von 976 000 t eine seiner- 
zeit ermittelte Altölmenge (ohne Fremdstoffanteile) 
von 560 000 t. Eine Fortschreibung von Schmierstoff- 
verbrauch, Altölanfall und -verbleib ergibt folgende 
Werte: 


Tabelle 1 


Jahr 

Sdimierstoff- 

verbraudi 

(Inlandsabsatz) 

Altölanfall 

(ohne 

Fremdstöffe) 

Beseitigung 

Verbleib 

unbekannt 

mit Hilfe des 
Rückstellungs- 
fonds 

— in 1 000 t — 

in der 
Wirtschaft 

1 1 

2 1 

3 1 

4 1 

5M 1 

6 1) 

1972 

1 078 

619 

304 

261 

54 

1973 

1 162 

667 

335 

273 

59 

1974 

1 052 

604 

309 

244 

53 

1975 1) 

1 060 

608 

305 

256 

47 

1976 1) 

1 065 

611 

311 

260 

42 


^) für 1975, 1976 und für Spalten 5, 6 geschätzte Werte; für Spalte 6 unter Beibehaltung der 71er Quote von 8,8 ®/o 
bis 1974; ab 1975 Annahme eines Rückganges der Quote von einem v. H.-Punkt jährlich. 
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2. Beseitigung von Altölen mit Hilfe des Rückstellungsfonds 
durch Aufarbeitung und Verbrennung 


Tabelle 2 


Jahr 

aufgearbeitet 

verbrannt 
— in 1 000 t — 

zusammen 

in Vo des 
Altölanfalls 
gemäß Tabelle 1 

1 1 

1 2 j 

3 1 

4 1 

5 

1972 

233 

71 

304 

49,1 

1973 

261 

74 

335 

50,2 

1974 

251 

58 

309 

51,0 

1975 1) 

253 

52 

305 

50,2 

1976 i) 

258 

53 

311 

50,9 


geschätzte Werte 


Die Prognose für 1975 und 1976 läßt erkennen, daß 
der Anteil der unter Zuschußvoraussetzungen besei- 
tigten Altöle am Gesamtaufkommen kaum noch 
wesentlich zu steigern sein dürfte. Die Preisentwick- 
lung auf dem Mineralölmarkt veranlaßt die gewerb- 
liche Wirtschaft, den Wertstoff „AltöP' durch Sekun- 
därverwendung oder Verfeuerung (= Verbrennung 
zur Energiegewinnung) eher selbst zu nutzen, als ihn 
an Pflichtabholer abzugeben oder auf umwelt- 
schädliche Weise zu beseitigen. 

Bedingt durch den rückläufigen Schmierölabsatz, ist 
die durch Aufarbeitung und Verbrennung umwelt- 
unschädlich beseitigte Altölmenge 1974 erstmalig 
seit Inkrafttreten des Altölgesetzes absolut zurück- 
gegangen. Die Zahl der Altöl aufarbeitenden Raffi- 
nerien hat sich von 19 im Jahre 1969 auf zwölf im 
Januar 1975 verringert. Der Trend zu den größeren 
Kapazitäten, den der Wirtschaftsausschuß des Bun- 
destages in seinem schriftlichen Bericht zum Altöl- 
gesetz [Drucksache V/3573, S. 2 unter c)] als wün- 
schenswert bezeichnete, ist nicht zu übersehen: 

Von der bezuschußten Altölmenge entfielen auf die 
vier größten Raffinerien in den Jahren 

1972 = 68,0 o/o 

1973 - 73,50/0 

1974 = 72,70/0, 

so daß für die restlichen Firmen weniger als ein Drit- 
tel verbleibt. 

In den letzten Jahren ausgedehnte und z. T. freie 
Aufarbeitungskapazitäten der größeren Raffinerien 
haben bei verringertem Altölanfall und Altölange- 
bot die Wettbewerbssituation auf dem Altölmarkt 
erheblich verschärft. Dies wirkt sich einerseits zu- 
gunsten des Ölverbrauchers aus, der unter wirt- 
schaftlichen Gesichtspunkten immer weniger geneigt 
sein wird, Altöl als „Abfall" ungenutzt und damit 
unkontrolliert zu beseitigen; andererseits muß ver- 


hindert werden, daß sich im Zuschußbereich ein Ver- 
drängungswettbewerb um Altöle auf Kosten des 
Rückstellungsfonds entwickelt. 

Die Zahl der Altöl-Verbrennungsanlagen erhöhte 
sich von zehn im Jahre 1969 auf 18 im Jahre 1974. 
Der Anteil der vier größten Unternehmen an der be- 
zuschußten Altölmenge veringerte sich 

von 76,9 0/0 i. J. 1972 
auf 71,7 0/0 i. J. 1973 
und 64,9 0/0 i. J. 1974. 

Im Gegensatz zur Entwicklung im Raffineriebereich 
läßt hier die Größenkonzentration nach. Die Ursache 
hierfür dürfte vor allem in der starken Zunahme 
regional orientierter kleinerer Betriebe zu sehen 
sein. Die folgende Tabelle zeigt die Entwicklung der 
Altölbeseitigung durch Verbrennung mit Hilfe des 
Rückstellungsfonds in den Jahren von 1972 bis 1974: 


Tabelle 3 


Jahr 

Gesamt- 
1 durchsalz 
- in 1 000 t — 

Altölanteil 

- in 1 000 1 — 1 

— in Vo — 

1972 

106,6 

71,2 

66,8 

1973 

110,4 

74,2 

67,2 

1974 

94,2 

57,6 

61,1 


Im Verhältnis zur gesamten Durchsatzmenge ist der 
Mineralölanteil (plus 10 0/0 Fremdstoffe = bezu- 
schußte Menge) von 78,8 0/0 im Jahre 1970 auf 61,1 0/0 
im Jahre 1974 zurückgegangen; d. h. der Anteil von 
anderen, möglicherweise umweltgefährdenden Ab- 
fallstoffen, die über die Altölverbrennung einer 
schadlosen Beseitigung zugeführt wercien, steigt 
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deutlich an. Die geplante begriffliche Bestimmung 
von Fremdstoffen im Sinne des Altölgesetzes wird 
sicherstellen, daß die Beseitigung von nicht dem 
Altöl zugehörigen Abfallstoffen künftig den Bestim- 
mungen des AbfG unterliegt. 

Bei vier Verbrennungsunternehmen dient die Altöl- 
beseitigung der Energiegewinnung in Form von 
Elektrizität und von Prozeßdampf. Damit ist nicht ge- 
sagt, daß in den übrigen Anlagen die bei der Ver- 
brennung freiwerdende Energie wirtschaftlich unge- 
nutzt bleibt. Wie die hohen Fremdstoffanteile im 
Verhältnis zur durchgesetzten Gesamtmenge in den 
Verbrennungsanlagen verdeutlichen (vgl. Tabelle 3), 
liegt die wirtschaftliche Nutzung in der gleichzeiti- 
gen Beseitigung von Abfallstoffen, die mit Hilfe 
eines Stützfeuers kalorienreicher Stoffe (Altöl als 
Heizöl) verbrannt werden. 

Der Wirtschaftsausschuß des Bundestages hatte in 
seinem schriftlichen Bericht vom 29. November 1968 
[Drucksache V/3573, S. 2 unter b)] den Gewässer- 
schutz als vorrangiges Ziel des Altölgesetzes be- 
zeichnet und aus dieser Erwägung keine bestimmte 
Beseitigungsart bevorzugt. In der Fragestunde des 
Deutschen Bundestages am 11. Dezember 1974 ist der 
Bundesminister für Wirtschaft gebeten worden zu 
prüfen, ob nicht das gesamte Altöl der Wiederver- 
wendung oder zumindest der Energiegewinnung 
zugeführt werden sollte. Die Bundesregierung ist 
der Ansicht, daß Altöl als Wirtschaftsgut von er- 
heblicher rohstoff- und energiepolitischer wie auch 
Wettbewerbs- und preispolitischer Bedeutung volks- 
wirtschaftlich sinnvoll zu nutzen ist. Die Sicherung 
der Altöl-,, Beseitigung durch den Rückstellungs- 
fonds muß heute sowohl unter dem Aspekt des 
Umweltschutzes als auch unter dem Gesichtspunkt 
der wirtschaftlichen Nutzung gesehen werden; beide 
Zielsetzungen sind gleichrangig. 

3. Sonderfragen 

a) Selbstwechsler-Altöle 

Im Bundestag (zuletzt: am 7. November 1974), in den 
Landtagen und in der Presse ist des öfteren nach 
dem Verbleib derjenigen Altöle gefragt worden, die 
bei „privaten" Ölwechseln an Kraftfahrzeugen an- 
fallen. 

Die in Tabelle 1 angeführte Menge unkontrolliert 
beseitigter AltÖle (für 1974 53 000 t) bezieht sich 
auf sämtliche Arten ölhaltiger Rückstände, in erster 
Linie Öl/Wasser-Gemische aus der Industrie sowie 
ölschlämme aus Tanks und Ölabscheidern. Inner- 
halb dieser Gesamtzahl ergibt sich für Motoren- 
und Getriebeöle eine Dunkelziffer von unter 20 ®/o. 
Diese Altöle stammen hauptsächlich aus Ölwech- 
seln an landwirtschaftlichen Maschinen, Baumaschi- 
nen und Personenkraftwagen. 

Bei einem Motorenschmierölverbrauch von rd. 
400 000 t jährlich werden im Bereich des Einzelhan- 
dels (Waren- und Versandhäuser, SB-Läden) rd.* 
20 000 t umgesetzt, davon entfallen ca. 10 000 t auf, 
sog. „Selbstwechsler-Schmieröle". Etwa 65 ®/o dieser 
Menge fallen nach Gebrauch als Altöle an; das sind 
6 500 t. Davon werden 1 900 t bis möglicherweise 


5 000 t bisher auf eine nicht bekannte Weise besei- 
tigt. 

Anhaltspunkte für einen massierten Anfall von Alt- 
öl aus „privaten" Ölwechseln liegen nicht vor. Durch 
Selbstwechsler-Altöle verursachte Umweltschäden 
sind nicht bekanntgeworden. Nicht selten ist vorge- 
schlagen worden, dem Einzelhandel den Verkauf 
von Motorenöl zu verbieten-, nur so könne man er- 
reichen, daß Altöle durch Tankstellen und Werk- 
stätten fachmännisch beseitigt würden. Demgegen- 
über hat die Bundesregierung schon in ihrer Ant- 
wort auf eine Kleine Anfrage am 13. Januar 1972 
(Drucksache W3014) deutlich gemacht, daß sie aus 
Wettbewerbs- und verbraucherpolitischen Erwägun- 
gen die Einkaufsmöglichkeiten für Handelsöle er- 
halten will. Diese Öle sind teilweise bis zu 50 ®/o 
billiger als Markenöle an Tankstellen. 

Das Problem ist im Kontakt mit den Landesregie- 
rungen, den kommunalen Spitzenverbänden, den 
Spitzengremien des Einzelhandels sowie der Mine- 
ralölwirtschaft erörtert worden. Auf Grund dieser 
Gespräche und der daraus abgeleiteten Initiativen 
haben die Verbände des Handels ein „Memorandum 
gegen den unkontrollierten Verbleib des Altöls 
beim Ölwechsel von Kraftfahrzeugen" veröffentlicht, 
das folgende — zum Teil bereits verwirklichte — 
Maßnahmen vorsieht: 

— Einrichtung firmeneigener Sammelstellen 

— Kooperation mit Tankstellen und Werkstätten, 
inbesondere seitens des Versandhandels in Be- 
reichen ohne eigene Verkaufsstellen 

— Einführung einer Ölwechsel-Kombination mit 
Auf fang- und Transportbehälter 

— Verbraucheraufklärung über Umweltgefahren 
und Umweltschutzvorschriften, verbunden mit 
dem konkreten Hinweis auf die nächste Altöl- 
Annahmestelle. 

Eine abschließende Besprechung im Bundesministe- 
rium für Wirtschaft unter Teilnahme der interessier- 
ten Bundesressorts und der kommunalen Spitzen- 
verbände, der Verbände des Handels, des Hand- 
werks und der Industrie sowie der Arbeitsgemein- 
schaft der Verbraucher hatte folgendes Ergebnis: 

Der Deutsche Einzelhandel verpflichtet sich gegen- 
über der Bundesregierung, handelseigene Frischöl- 
Verkaufsstellen möglichst mit eigenen Altöl-An- 
nahmestellen zu verbinden. Ziel ist es, bis zum 
Herbst 1975 den Öl-Selbstwechslern die Abgabe des 
anfallenden Altöls in Sammestellen zu ermöglichen 
(vgl. Verpflichtungserklärung in Anlage 5). Der 
Deutsche Städtetag und der Deutsche Städte- und 
Gemeindebund haben sich bereit erklärt, ihre bishe- 
rigen Initiativen auf diesem Gebiet dadurch zu ver- 
stärken, daß in weiter steigendem Maße öffentliche 
Altöl-Annahmestellen eingerichtet werden. 

Auch das Kraftfahrzeughandwerk will die gemein- 
samen Anstrengungen durch geeignete Maßnahmen* 
unterstützen. Dieser Lösungsansatz ist der modell- 
hafte Versuch, durch freiwillige Kooperation ein 
Umweltproblem befriedigend zu lösen und zugleich 
die Einkaufsmöglichkeiten für preisgünstige Han- 
delsöle zu erhalten. 
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Gesetzliche Zwangsmaßnahmen können freiwillige 
Initiativen in Eigenverantwortung der Betroffenen 
nicht voll ersetzen; die Bundesregierung wird je- 
doch eine Rücknahmeverpflichtung für Altöle in die 
beabsichtigte Novelle zum Altölgesetz aufnehmen, 
wenn der jetzt eingeleitete Versuch unbefriedigend 
verläuft. 

b) Schiffsbilgen-Altöle 

Altöle und Ölreste aus der Binnenschiffahrt (sog. 
Bilgenöle), die z. B. allein für das internationale 
Rheineinzugsgebiet und das westdeutsche Kanal- 
system auf etwa 20 000 t geschätzt werden, sind als 
besonders große Umweltgefahr seit langem bekannt. 
Um den Schiffahrtstreibenden die Beachtung der be- 
stehenden Einleiteverbote zu erleichtern, wird in 
der Bundesrepublik Deutschland die Bilgenentölung 
durch Spezialboote durchgeführt. Diese Entölerboote 
werden in erheblichem Umfang auch von ausländi- 
schen Fahrzeugen in Anspruch genommen. Die ein- 
gesammelten und vorentwässerten Bilgenöle wer- 
den an Zweitraffinerien verkauft; diese erhalten 
Kostenzuschüsse aus dem Altöl-Rückstellungsfonds. 
Die der Bilgenentölungsgesellschaft für das Rhein- 
einzugsgebiet verbleibenden Kosten werden zu 
zwei Drittel ebenfalls vom Rückstellungsfonds, der 
Rest von dem öffentlich-rechtlichen Bilgenentwässe- 
rungsverband getragen. Der entsprechende Betrag 
wird den verarbeitenden Zweitraffinerien als Zu- 
schuß für erschwerte Sammelbedingungen gewährt 
und von diesen in voller Höhe an die Entölungs- 
gesellschaft weitergeleitet. 

Für die obere Weser besteht eine ähnliche Organi- 
sation der Sammlung in privatwirtschaftlicher Form. 

Der Sammlungs-Zuschußsatz beträgt z. Z. — ohne 
Anrechnung des Verkaufserlöses — im Rheinein- 
zugsgebiet 8,64 DM, für die obere Weser infolge 
unzureichender Auslastung des Entölerbootes 
21,63 DM je 100 kg Altöl. Für die Schiffsführer 
selbst ist das Vonbordholen der Bilgenöle nicht mit 
Kosten verbunden. 

Die mit Hilfe des Fonds von den Entölerbooten ge- 
sammelten Altölmengen sind weiter angestiegen; 
sie erreichten 1974 auf der deutschen Rheinstrecke 
einschließlich Nebenflüssen 8 430 t, auf der oberen 
Weser 771 t. Der Wasseranteil belief sich auf 2Q 
bis 26 Vo. Das in der Bundesrepublik Deutschland 
praktizierte Verfahren hat über die Grenzen hinaus 
Anerkennung gefunden. Die Bundesregierung ist be- 
reit, an einer internationalen Gemeinschaftsrege- 
lung für den Rhein unter Beachtung der EG-Altöl- 
richtlinie mitzuwirken. 


ill. Entwicklung der Einnahmen und Ausgaben 

Die Einnahmen, die Ausgaben und das Vermögen 
des Rückstellungsfonds haben sich in den Jahren 
von 1972 bis 1974 wie folgt entwickelt: 


Tabelle 4 


Jahr 

1972 

1 1973 1 

1974 

— 

in Millionen DM 

— 

1 , Stand des Rück- 
stellungsfonds am 
1. Januar 

24,4 

22,9 

12,5 

2. Einnahmen 

41,2 

41,8 

37,9 

3. Verfügbare 

Summe 

65,6 

64,7 

50,4 

4. Ausgaben 

42,7 

52,2 

45,2 

5. Stand des Rück- 
stellungsfonds am 
31. Dezember .... 

22,9 

12,5 

5,2 


Von den laufenden Einahmen entfallen auf die Aus- 
gleichsabgabe: 


Tabelle 5 


Jahr 

Einnahmen 
aus der 
Ausgleichs- 
abgabe 
— in Millio- 
nen DM — 

Menge der 
abgaben- 
pflichtigen : 
Mineralöle 
— in 1000 1 — 1 

Veränderung 
gegenüber 
dem Vorjahr 
— in ®/o — 

1 1 

1 2 1 

3 1 

4 

1972 

39,7 ») 

529,6 

“ 0,2 

1973 

39,9 >) 

531,6 

+ 0,4 

1974 

35,5 2) 

474,0 

- 10,8 


1) Für den Zeitraum von 1972 bis 1973 stehen aus noch 
rechtshängigen Verfahren Zahlungen in Höhe von 
81 100 DM aus. 

2) Die Einnahmen für 1974 werden sich noch um 
108 400 DM erhöhen. 


c) Dunkelziffer unkontrolliert beseitiger Altöle 

Auch wenn man die zunehmend innerhalb der Wirt- 
schaft selbst durch Sekundärverwendung oder Ver- 
teuerung beseitigten Altölmengen berücksichtigt, 
bleibt gleichwohl ein Rest, über dessen Verbleib 
nichts Näheres bekannt ist. Als Folge der positiven 
Entwicklung der Altölbeseitigung mit Hilfe des 
Rückstellungsfonds und der kostenbedingt steigen- 
den Nachfrage nach der billigen Energie „Altöl" 
hat, wie auch aus der Fortschreibung in Tabelle 1 
ersichtlich, die Dunkelziffer weiter an Bedeutung 
verloren. 


Die abgabepflichtige Mineralölmenge ist 1974 im 
Konjunkturverlauf und als Folge der Ölpreisent- 
wicklung nicht unerheblich zurückgegangen. 

Während in den Jahren 1971 und 1972 die Gesamt- 
ausgaben nur geringfügig über den laufenden Ein- 
nahmen lagen, stiegen die Ausgaben in den Jah- 
ren 1973 und 1974 so erheblich an, daß sich det 
Überschuß von 26,3 Millionen DM im Jahre 1970 
auf 5,2 Millionen DM zum Jahresende 1974 ver- 
ringerte. Vorausschätzung des Bundesamtes für ge- 
werbliche Wirtschaft lassen bereits für 1976 einen 
Fehlbetrag von mehr als 2 Millionen DM erwarten. 
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C. Gewährung der laufenden Zuschüsse 

Durch die Richtlinien über die Gewährung von Zu- 
schüssen nach dem Altölgesetz in der Fassung der 
4. Änderung vom 20. Dezember 1974 hat sich, die^ 
Zuschußhöhe zum 1. Januar 1975 bzw. zum 1. Juli 
1975 teilweise verändert: 


Tabelle 6 


Altöl- 

Beseitigungsart 

Höhe des Zuschusses für 

100 kg Altöl 

bis 31. De- 
zember 
1975 

ab 1. Ja- 
nuar 1975 

ab 1. Juli 
1975 

1 . Aufarbeitung 
von Altöl zu 




a) Schmieröl . . 

12,— DM 

10,— DM 

9 — DM 

b) anderen 
Zweit- 
raffinaten . , 

höchstens 
12,— DM 

10,— DM 

9,— DM 

2. Verbrennung 
von Altöl 




a) ohne wirt- 
schaftliche 
Nutzung . . . 

10,— DM^ 



b) mit wirt- 
schaftlicher 
Nutzung . . . 

höchstens 
10,— DM 

^ unverändert 

Zusätzlich 
für Abgas- 
reinigung 

höchstens 
2,60 DM . 




Zur Ermittlung der „anderweitig nicht zu deckenden 
Kosten" im Sinne des § 2 Abs. 1 Satz 1 des Altölge- 
setzes hat die Bundesregierung Untersuchungen 
durchführen lassen. Während die entsprechenden 
Berichte für die Geschäftsjahre 1972 und 1973 vor- 
liegen, soll die Untersuchung für das Geschäftsjahr 
1974 spätestens zur Jahresmitte 1975 abgeschlossen 
werden. 


I. Senkung des Zuschußsatzes für Aufarbeitungs- 
unternehmen 

Die Untersuchungen der Kosten- und Erlösstruktur 
nach den Jahresabschlüssen 1971, 1972 und 1973 er- 
gaben folgende Daten im gewogenen Mittel: 


Tabelle 7 


Jahr 

1971 
[= 100] 

1972 

1973 

Produktmenge 

100 

108,5 

129,8 

Gesamtkosten 

100 

111,9 

136,3 

Warennettoerlöse 




(ohne Zuschüsse) 

100 

116,8 

145,2 

Kostendeckung über 




Marktpreis in Vo .... 

51,5 

53,8 

54,9 

Überschuß (einschl. 
Fondsmittel, vor Ge- 
werbeertragsteuer) 
in ®/o der Gesamt- 
kosten 

0,8 

0,9 

1,4 


Diesen Ergebniskennziffern liegen die tatsächlichen 
Beschaffungskosten für Altöl zugrunde. Die Kosten 
sinken nicht unerheblich, wenn übermäßige Entgelt- 
zahlungen an Altölbesitzer, unterlassene Entgelt- 
forderungen für Fremdstof fanteile über 10 ®/o und 
Transportmehrkosten für die Altölsammlung außer- 
halb des jeweiligen Pflichtgebietes abgezogen wer- 
den. 

Ein erhöhter Destillat-Anteil an der Ausbringung, 
mit der Folge einer Einsparung von Hilfsstoffen für 
die Raffination, konnte die Kostenprogression in an- 
deren Bereichen nicht voll auffangen. Erlöseinbußen 
bis Herbst 1973 ließen sich infolge der Ölpreisstei- 
gerungen in erhebliche Verbesserungen umkehren: 
Nach Angaben der Unternehmen betrug der Zu- 
wachs bei Destillaten bis zu 35 Vo, bei Grundölen bis 
zu 46 ®/o. Der Preis für Gasöl (Heizöl EL) stieg um 
bis zu 144 ®/o an, zeigte dann aber fallende Tendenz. 
Allein die Ergebnisse für das Geschäftsjahr 1973 
hätten eine Senkung des Zuschußsatzes in der ge- 
nannten Höhe noch nicht gerechtfertigt. 

Eine fortschreibende Kosten- und Erlösrechnung des 
Bundesamtes für gewerbliche Wirtschaft bezogen 
auf das Geschäftsjahr 1974 machte jedoch Ergebnis- 
verbesserungen deutlich, die eine Ermäßigung der 
Zuschüsse auf 9 DM je 100 kg Altöl nahelegten. Da 
der Zuschußsatz jährlich im voraus zu bestimmen 
ist (§ 2 Abs. 3 des Altölgesetzes), eine Entscheidung 
also bis zum 31. Dezember 1974 zu treffen war, 
konnte die Richtlinienänderung nicht bis zu dem 
Zeitpunkt ausgesetzt werden, in dem eine Entschei- 
dung auf Grund einer Untersuchung der Kosten- 
und Erlössituation im Geschäftsjahr 1974 möglich 
gewesen wäre. Erfahrungsgemäß liegen die entspre- 
chenden Prüfungsberichte im Herbst des folgenden 
Jahres vor, so daß eine Ermäßigung der Zuschüsse 
erst für das Geschäftsjahr 1976 hätte erfolgen kön- 
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nen. Mit einer derart verzögerlichen Anpassung des 
Zuschußsatzes an die Erlösentwicklung wäre dem 
Gesetzesauftrag, lediglich einen Beitrag zu den an- 
derweitig nicht zu deckenden Kosten zu leisten und 
den Bedarf des Rückstellungsfonds so niedrig wie 
möglich zu halten, nicht entsprochen worden. 

Um den Aufarbeitungsunternehmen, ihrem Wun- 
sche entsprechend, eine Übergangsphase einzuräu- 
men, erfolgt die Ermäßigung um 3 DM in zwei Stu- 
fen: Eine Senkung um 2 DM zum 1. Januar 1975, 
eine weitere Senkung um 1 DM zum 1. Juli 1975. 
Gleichzeitig wurde eine kurzfristige Untersuchung 
der Kosten- und Ertragslage des Geschäftsjahres 
1974 in Auftrag gegeben, mit dem Zusatz, nach Mög- 
lichkeit auch das 1. Quartal 1975 zu berücksichtigen, 
um danach zu entscheiden, ob die zweite Senkungs- 
stufe der Zuschußgewährung am 1. Juli 1975 in Kraft 
treten soll und wie hoch der Zuschußsatz ab 1, Ja- 
nuar 1976 zu bemessen ist. 

if. Unveränderter Zuschußsatz für Verbrennungs- 
unternehmen 

Die Gesamtauswertung der Prüfungsberichte erfaßte 
nicht die Altöl-Verbrennungsunternehmen mit Ener- 
giegewinnung (Elektrizität, Prozeßdampf). Sie ergibt 
im gewogenen Mittel als Überschuß in v. H. der Ge- 
samtkosten für das Geschäftsjahr 1972 8,56 für 
das Geschäftsjahr 1973 7,70 ®/o. Diese im Vergleich 
zum Aufarbeitungsbereich günstige Ergebnisrelation 
vermag jedoch kein zutreffendes Bild der Gesamt- 
situation zu vermitteln: Sie beruht auf dem Gewinn 
eines einzelnen Verbrennungsunternehmens, wäh- 
rend die übrigen in die Prüfung einbezogenen Alt- 
ölverbrenner im Zuschußbereich mit einem buch- 
mäßigen Verlust abschließen. Hinzu kommt, daß die 
Buchführungsunterlagen des mit Gewinn arbeiten- 
den Unternehmens wegen Betrugsverdachtes be- 
schlagnahmt worden sind. 

Die ungünstige Entwicklung im Zuschußbereich ist 
zurückzuführen auf unterlassene Entgeltberechnun- 
gen für lOVo übersteigende Fremdstoff anteile, er- 
höhte Abschreibungen für Neuinvestitionen und auf 
allgemeine Kostensteigerungen bei gleichzeitigem 
Rückgang des Altölanteils an der durchgesetzten 
Menge. Wie aus Tabelle 3 ersichtlich, sind die Ver- 
brennungsanlagen zu etwa 40 ®/o mit der Beseiti- 
gung von Fremdstoffen im Altöl ausgelastet. Dar- 
über hinaus werden z. T, auch andere Abfallstoffe 
gegen Entgelt angenommen und verbrannt. Das 
durchgesetzte Altöl dient also in erheblichem Um- 
fang als Stützfeuer zum Verdampfen von Wasser 
und zum Verbrennen kalorienarmer Abfallstoffe. 

Die tatsächlichen Beseitigungskosten für mitver- 
brannte Abfallstoffe sollen in Zukunft von den „an- 
derweitig nicht zu deckenden Kosten" der Altölbe- 
seitigung getrennt werden. Dadurch wird vermie- 
den, daß atypische Fremdstoffe und Abfälle indu- 
strieller Herkunft auf Kosten des Rückstellungs- 
fonds verbrannt werden. Dies entspricht dem Ver- 
ursacherprinzip und entlastet zugleich den Fonds, 


D. Erhöhung der Ausgleichsabgabe 

Auch bei Inkrafttreten der zweiten Senkungsstufe 
der Zuschußgewährung zum 1. Juli 1975 werden die 
Mittel des Rückstellungsfonds unter Zugrundele- 
gung der in Tabelle 2 gezeigten Mengenentwick- 
lung künftig nicht mehr ausreichen, die Ausgaben 
zu decken. Die Entwicklung des Sondervermögens 
läßt sich wie folgt abschätzen: 


Tabelle 8 



Ist 

Geschätzt 

Einnahmen/ Ausgaben 

1974 

1975 1 

1976 


1 — in Millionen DM 

— 

a) Einnahmen: 

— Ausgleichs- 
abgabe 

36,5 

35,8 

36,0 

— Zinserträge . . 

1,4 

0,6 

— 

zusammen , . . 

37,9 

36,4 

36,0 

b) Ausgaben; 

— Kostenzu- 
schüsse 

39,7 

36,3 1) 

33,0 

— Umsatzsteuer, 
Verwaltungs- 
kosten 

5,5 

5,3 

5,1 

zusammen . . . 

45,2 

41,6 

38,1 

Fehlbetrag 

1 7,3 

5,2 

2,1 

Überschuß aus 
Vorjahren 

12,5 

5,2 

— 

Überschuß am 
Jahresende 

5,2 



Fehlbetrag am 
Jahresende 

— 

— 

2,1 


Überhang aus 1974: Zahlungen für November und 
Dezember/Zuschußsatz 12 DM = 4,8 Millionen DM; 
Zahlungen für Januar bis Juni 1975/Zuschußsatz 
10 DM = 14,0 Millionen DM; 

Zahlungen für Juli bis November 1975/Zuschußsatz 
9 DM = 10,5 Millionen DM. 

Der Überschuß von 5,2 Millionen DM am Jahres- 
ende 1974 hat sich bis Februar 1975 weiter auf 2,7 
Millionen DM verringert. Sollte sich die Einnahmen- 
und Ausgabenentwicklung im ersten Halbjahr 1975 
nicht grundlegend ändern, wird die Bundesregierung 
eine geringfügige Erhöhung der Ausgleichs abgabe 
Vorschlägen müssen. 
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Anlage i 


Gesetz über Maßnahmen zur Sicherung der Altölbeseitigung 

(Altölgesetz) 

Vom 23. Dezember 1968 

(Bundesgesetzbl. IS. 1419) 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 

Erster Abschnitt 

Wirtschaftliche Sicherung der Altölbeseitigung 

§ 1 

Rückstellungsfonds 

(1) Zur wirtschaftlichen Sicherung der Altölbesei- 
tigung wird ein Sondervermögen des Bundes mit 
dem Namen „Rückstellungsfonds zur Sicherung der 
Altölbeseitigung" (Rückstellungsfonds) gebildet. 

(2) Die Verwaltung des Rückstellungsfonds ob- 
liegt dem Bundesamt für gewerbliche Wirtschaft 
(Bundesamt). Die Kosten der Verwaltung werden 
aus Fondsmitteln gedeckt. 

(3) Die Fondsmittel dürfen im übrigen nur für Zu- 
schüsse nach § 2 Abs. 1 dieses Gesetzes verwendet 
werden. 

§ 2 

Aufgabe 

(1) Aus Mitteln des Rückstellungsfonds können 
gewerblichen und sonstigen wirtschaftlichen Unter- 
nehmen sowie juristischen Personen des öffent- 
lichen Rechts mit Sitz im Geltungsbereich dieses 
Gesetzes, die von anderen nach § 3 Abs. 3 über- 
nommene Altöle beseitigen, laufende Zuschüsse 
zu den anderweitig nicht zu deckenden Kosten ge- 
währt werden, wenn die Altöle - gewässer- und 
bodenunschädlich beseitigt werden und Luftverun- 
reinigungen, vor denen die Allgemeinheit und die 
Nachbarschaft zu schützen sind, nicht entstehen. Der 
Bundesminister für Wirtschaft bestimmt durch 
Rechtsverordnung im Einvernehmen mit dem Bun- 
desminister für Gesundheitswesen unter Berücksich- 
tigung wirtschaftlicher Gesichtspunkte, für welche 
Arten der Beseitigung einschließlich der Aufarbei- 
tung von Altölen und von welchen Mindestmengen 
an laufende Zuschüsse gewährt werden können. 

(2) Die Zuschüsse werden vom Bundesamt nach 
Richtlinien des Bundesministers für Wirtschaft ge- 
leistet. Durch die Richtlinien ist insbesondere 
sicherzustellen, daß 

1. die Zuschußempfänger sich verpflichten, die Alt- 
öle nach Maßgabe des § 3 in jeweils vom Bundes- 
amt zu bestimmenden Gebieten abzuholen oder 
die spätere Abnahme vorzubereiten, 


2. die Sammlungs- und Transportkosten Teil der 
Beseitigungskosten sind, 

3. bei den Zuschußsätzen für die einzelnen Beseiti- 
gungsarten die Kosten besonders ausgeglichen 
werden, die durch überdurchschnittlich schwierige 
Sammlungsbedingungen verursacht werden, 

4. sich die Zuschüsse höchstens nach den ungedeck- 
ten Kosten ausrichten, die im Durchschnitt der 
Unternehmen gleicher Art entstehen, 

5. für aus Altölen aufgearbeitete Mineralölprodukte 
(Zweitraffinate), soweit in Mitgliedstaaten der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft ausge- 
führt, gewährte Zuschüsse zurückzuzahlen sind, 

6. der Bedarf des Rückstellungsfonds unter Berück- 
sichtigung der vorstehenden Grundsätze so nied- 
rig wie möglich gehalten wird. 

(3) Die durch die Richtlinien festgelegten Zu- 
schußsätze gelten in den ersten zwei Jahren nach 
Inkrafttreten dieses Gesetzes unverändert; danach 
können sie jährlich zum Beginn eines Kalenderjah- 
res nach vorheriger sechsmonatiger Ankündigung 
geändert werden. 

(4) Die Bundesregierung berichtet dem Bundes- 
tag bis zum 31. März jedes dritten Jahres, erstmalig 
bis zum 31. März 1972, über die Tätigkeit des Rück- 
stellungsfonds, insbesondere über die Möglichkei- 
ten einer Ermäßigung der laufenden Zuschüsse (Ab- 
satz 1) und der Ausgleichsabgabe (§ 4 Abs. 2). 

§ 3 

Abnahme des Altöls 

(1) Altölbesitzer im Geltungsbereich dieses Ge- 
setzes können gegenüber dem Bundesamt verlangen, 
daß 

1 . ihre Altöle in Mengen ab 200 1 abgeholt werden, 
soweit zur Sammlung und unschädlichen Besei- 
tigung des Altöls erforderliche Einrichtungen vor- 
handen sind, 

2. für Mengen unter 200 1 das spätere Abholen vor- 
bereitet wird. 

(2) Altöle im Sinne des Absatzes 1 sind ge- 
brauchte Mineralöle und gebrauchte flüssige Mine- 
ralölprodukte, ferner mineralölhaltige Rückstände 
aus Lager-, Betriebs- und Transportbehältern. 

(3) Altöle werden nach Maßgabe des Absatzes 1 
kostenlos abgeholt. Der Bundesminister für Wirt- 
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Schaft wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung Vor- 
schriften über 

1, die Ermittlung und Messung der abgenommenen 
Stoffe, 

2. den zulässigen Anteil an Fremdstoffen, der 
15 V, H. nicht überschreiten darf, 

zu erlassen. 

(4) Die über den zulässigen Anteil (Absatz 3 
Nr. 2) hinausgehenden Mengen an Fremdstoffen 
werden nach Maßgabe des Absatzes 1 entgeltlich 
abgeholt. Das Entgelt richtet sich nach den beim 
Bundesamt hinterlegten Preislisten der abnahme- 
pflichtigen Unternehmen. 

(5) Die Haftung des Altölbesitzers für Schäden 
die durch nicht angezeigte Fremdstoffe verursacht 
werden, bleibt unberührt. 

§ 4 

Ausgleichsabgabe 

(1) Die Mittel des Rückstellungsfonds werden 
durch eine Ausgleichsabgabe aufgebracht. 

(2) Der Ausgleichsabgabe unterliegen (abgabe- 
pflichtige Waren) 

1. die Schmieröle aus der Nummer 27.10 — C — III 
des Zolltarifs, 

2. die Gasöle der Nummer 27.10 — C — I des Zoll- 
tarifs, soweit sie wie Schmieröle verwendet wer- 
den, 

3. mit ihrem Schwerölanteil die Schmiermittel, 

alle diese Waren, soweit für sie die Mineralölsteuer 
nach dem Mineralölsteuergesetz 1964 in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 20. Dezember 1963 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 1003), zuletzt geändert durch das 
Gesetz zur Änderung strafrechtlicher Vorschriften 
der Reichsabgabenordnung und anderer Gesetze 
vom 10. August 1967 (Bundesgesetzbl. I S. 877), er- 
hoben wird. Die Ausgleichsabgabe beträgt 7,5 Deut- 
sche Mark für 100 kg abgabepflichtige Waren. Der 
Bundesminister für Wirtschaft wird ermächtigt, 
durch Rechtsverordnung die Höhe der Ausgleichs- 
abgabe zu senken, soweit es der Bedarf des Rück- 
stellungsfonds erlaubt. 

(3) Die Ausgleichsabgabeschuld entsteht, wenn 
die Mineralölsteuerschuld für die abgabepflichtigen 
Waren unbedingt wird. 

(4) Schuldner der Ausgleichsabgabe ist der 
Schuldner der unbedingten Mineralölsteuerschuld. 

(5) Werden abgabepflichtige Waren der zollamt- 
lichen Überwachung vorenthalten oder entzogen, ist 
die Ausgleichsabgabeschuld sofort fällig. Im übrigen 
hat der Schuldner die Ausgleichsabgabe, für die die 
Abgabeschuld im Laufe eines Kalendermonats ent- 
standen ist, ohne Aufforderung spätestens am 
10. des zweiten folgenden Monats zu entrichten. 


(6) Die Ausgleichsabgabe wird vom Bundesamt 
erhoben. Der Bundesminister für Wirtschaft wird er- 
mächtigt, durch Rechtsverordnung die erforderlichen 
Bestimmungen über Erhebung und Beitreibung der 
Ausgleichsabgabe zu erlassen. Die Zollbehörden er- 
teilen dem Bundesamt die für die Verwaltung der 
Ausgleichsabgabe erforderlichen Auskünfte und 
stellen ihm die erforderlichen Unterlagen zur Ver- 
fügung. 

§ 5 

Auskünfte 

(1) Der Schuldner der Ausgleichsabgabe muß dem 
Bundesamt die für die Durchführung dieses Gesetzes 
und der dazu ergangenen Rechtsverordnungen er- 
forderlichen Auskünfte erteilen und Unterlagen vor- 
legen. 

(2) Angehörige und Beauftragte des Bundesamtes 
und Angehörige der Zollverwaltung sind im Rahmen 
des Absatzes 1 befugt, die abgabepflichtigen Waren 
zu prüfen, Grundstücke, Betriebsanlagen und Ge- 
schäftsräume und zur Verhütung dringender Gefah- 
ren für die öffentliche Sicherheit und Ordnung auch 
Wohnräume des Auskunftspflichtigen zu betreten, 
dort Besichtigungen und Prüfungen vorzunehmen 
und die geschäftlichen Unterlagen des Auskunfts- 
pflichtigen einzusehen; das Grundrecht des Arti- 
kels 13 des Grundgesetzes auf Unverletzlichkeit der 
Wohnung wird insoweit eingeschränkt. 

(3) Der zur Auskunft Verpflichtete kann die Aus- 
kunft auf solche Fragen verweigern, deren Beant- 
wortung ihn selbst oder einen der in § 383 Abs. 1 
Nr. 1 bis 3 der Zivilprozeßordnung bezeichneten An- 
gehörigen der Gefahr strafgerichtlicher Verfolgung 
oder eines Verfahrens nach dem Gesetz über Ord- 
nungswidrigkeiten aussetzen würde. 

(4) Weigert sich ein Auskunftspflichtiger, eine 
Auskunft nach Absatz 1 zu erteilen oder entspre- 
chende Unterlagen vorzulegen, so kann das Bundes- 
amt die für die Festsetzung der Ausgleichsabgabe 
erforderlichen Feststellungen im Wege der Schät- 
zung treffen. 

Zweiter Abschnitt 

Überwachung des Verbleibs von Altöl 

§ 6 

Nachweispflicht 

(1) Gewerbliche und sonstige wirtschaftliche 
Unternehmen haben bei jedem Betrieb, in dem Alt- 
öle im Sinne des Absatzes 2 in einer Menge von 
jährlich mindestens 500 kg anfallen oder bei dem mit 
einem jährlichen Anfall von Altölen in dieser Menge 
zu rechnen ist, ein Nachweisbuch zu führen. Das glei- 
che gilt für gewerbliche und sonstige wirtschaftliche 
Unternehmen, die Altöle dieser Art in jährlich min- 
destens dieser Menge übernehmen. Die nach Landes- 
recht zuständige Behörde kann auf Antrag 
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1. eine zentrale Führung von Nachweisbüchern in 
einem Hauptbetrieb zulassen, wenn die Über- 
wachung des Verbleibs der Altöle dadurch nicht 
beeinträchtigt wird, 

2. von der Pflicht, ein Nachweisbuch zu führen, be- 
freien, wenn das Unternehmen nach seiner Art 
und Betriebsführung auch ohne ein Nachweisbuch 
ausreichend überwacht werden kann. 

(2) Altöle im Sinne dieser Vorschrift sind die in 
§ 3 Abs. 2 genannten Stoffe, soweit 

1. ihre Abholung nicht gemäß § 3 Abs. 1 verlangt 
wird, 

2. sie mit Fremdstoffen vermischt sind, deren 
Menge über den zulässigen Anteil (§ 3 Abs. 3 
Nr. 2) hinausgeht. 

(3) In das Nachweisbuch sind fortlaufend Art, 
Menge und Verbleib der Atlöle einzutragen. Das 
Nähere über die Einrichtung und die Führung des 
Nachweisbuches, über das Einbehalten von Belegen 
und über die Aufbewahrungsfristen regelt der Bun- 
desminister für Gesundheitswesen im Einverneh- 
men mit dem Bundesminister für Wirtschaft durch 
Rechtsverordnung. 

§ 7 

Überwachung 

(1) Gewerbliche und sonstige wirtschaftliche Un- 
ternehmen sowie juristische Personen des öffent- 
lichen Rechts, bei denen Altöle im Sinne des § 3 
Abs. 2 anfallen oder die Altöle dieser Art überneh- 
men, haben der nach Landesrecht zuständigen Be- 
hörde auf Verlangen die Auskünfte zu erteilen, die 
zur Überwachung des Verbleibs der Altöle erforder- 
lich sind, § 5 Abs. 3 gilt entsprechend. 

(2) Die von der zuständigen Behörde mit der Ein- 
holung von Auskünften beauftragten Personen sind 
im Rahmen des Absatzes 1 befugt, Grundstücke, An- 
lagen und Geschäftsräume und zur Verhütung drin- 
gender Gefahren für die öffentliche Sicherheit und 
Ordnung auch Wohnräume des Auskunftspflichtigen 
zu betreten, dort Prüfungen und Besichtigungen vor- 
zunehmen, Proben zu entnehmen und in die ge- 
schäftlichen Unterlagen des Auskunftspflichtigen 
Einsicht zu nehmen*, das Grundrecht des Artikels 13 
des Grungesetzes auf Unverletzlichkeit der Woh- 
nung wird insoweit eingeschränkt. 

(3) Nachweisbücher und Belege nach § 6 sind der 
zuständigen Behörde auf Verlangen zur Prüfung 
vorzulegen oder auszuhändigen. 

(4) Die nach den Absätzen 1, 2 und 3 erlangten 
Kenntnisse und Unterlagen dürfen nicht für ein 
Besteuerungsverfahren, Strafverfahren wegen eines 
Steuervergehens oder Bußgeldverfahren wegen 
einer Steuerordnungswidrigkeit verwendet werden. 
Die Vorschriften der §§ 175, 179, 188 Abs. 1 und des 
§ 189 der Reichsabgabenordnung über Beistands- 
und Anzeigepflichten gegenüber den Finanzämtern 
gelten insoweit nicht. 


§ 8 

Ausnahmen 

(1) Die §§ 6 und 7 dieses Gesetzes gelten nicht 

1. für die See- und Binnenschiffahrt, 

2. für die Deutsche Bundesbahn und die Deutsche 
Bundespost, 

3. für Einrichtungen des Bundes, die hoheitlichen 
Zwecken dienen und nicht unter die Nummer 2 
fallen. 

(2) Für den Bereich der See- und Binnenschiffahrt 
wird der Bundesminister für Verkehr ermächtigt, im 
Einvernehmen mit dem Bundesminister für Gesund- 
heitswesen durch Rechtsverordnung Vorschriften zu 
erlassen über das Sammeln und die Abgabe der in 
§ 3 Abs. 2 genannten Altöle auf Wasserfahrzeugen 
und schwimmenden Anlagen, insbesondere über 

1. die Pflicht zur Abgabe der Altöle in bestimmten 
Zeitabständen an ein abnahmepflichtiges Unter- 
nehmen (§ 3) oder an eine von der zuständigen 
Behörde zugelassene Sammelstelle, 

2. den Nachweis der Abgabe und die Aufbewah- 
rung dieser Nachweise und 

3. die Überwachung des Sammelns und der Abgabe 
der Altöle. 

(3) Das Internationale übereinkomen zur Ver- 
hütung der Verschmutzung der See durch öl, 1954, 
sowie die nach dem Gesetz über das Internationale 
Übereinkommen zur Verhütung der Verschmutzung 
der See durch Öl, 1954, vom 21. März 1956 (Bundes- 
gesetzbl. II S. 379) erlassenen Rechtsvorschriften 
bleiben unberührt. 

Dritter Abschnitt 
Bußgeldbestimmungen 

§ 9 

Verletzung der Geheimhaltungspflicht 

(aufgehoben durch das Einführungsgesetz zum Straf- 
gesetzbuch [EGStGB] vom 2. März 1974 — BGBl. I 
S. 469 — ) 

§ 10 

Ordnungswidrigkeiten 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder 
fahrlässig 

1. entgegen § 6 Abs. 1 ein Nachweisbuch nicht führt, 

2. entgegen § 7 Abs. 1 eine Auskunft nicht, nicht 
richtig, nicht vollständig oder nicht rechtzeitig 
erteilt, 

3. entgegen § 7 Abs. 2 die Duldung von Prüfungen 
oder Besichtigungen, die Einsicht in geschäftliche 
Unterlagen oder die Entnahme von Proben ver- 
weigert. 


12 



Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Drucksache 7/3455 


4. entgegen § 7 Abs, 3 Nachweisbücher oder Belege 
nicht vorlegt oder aushändigt, oder 

5. einer auf Grund des § 6 Abs. 3 Satz 2 oder des 
§ 8 Abs. 2 erlassenen Rechts Verordnung zuwider- 
handelt, soweit sie für einen bestimmten Tatbe- 
stand auf diese Bußgeldvorschrift verweist. 

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geld- 
buße bis zu zehntausend Deutsche Mark geahndet 
werden. 

Vierter Abschnitt 

Übergangs- und Schlußbestimmungen 

§ 11 

Ubergangsregelung 

(1) Der Ausgleidisabgabe unterliegen auch ab- 
gabepflichtige Waren (§ 4 Abs. 2), für die schon vor 
dem Inkrafttreten dieses Gesetzes die Mineralöl- 
steuerschuld unbedingt geworden ist, mit Ausnahme 
derjenigen, die sich bei Verbrauchern, Tankstellen 
oder Kraftfahrzeugreparaturwerkstätten befinden. 
Die Abgabeschuld entsteht mit dem Inkrafttreten 
dieses Gesetzes. Abgabeschuldner ist der Besitzer 
der Waren. Für unterwegs befindliche Waren geht 
die Schuld mit dem Besitzübergang auf den Emp- 
fänger über. 


(2) Der Abgabeschuldner hat die abgabenpflich- 
tigen Waren binnen vier Wochen nach dem Inkraft- 
treten dieses Gesetzes schriftlich dem Bundesamt an- 
zumelden. Die Abgabe ist ohne Anforderung vier 
Wochen nach der Anmeldung, für nicht ordnungs- 
gemäß angemeldete Waren mit dem Ablauf der An- 
meldefrist fällig. 

§ 12 

Geltung im Land Berlin 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Uberleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 
Rechtsverordnungen, die auf Grund dieses Gesetzes 
erlassen werden, gelten im Land Berlin nach § 14 
des Dritten Überleitungsgesetzes, 

§ 13 

Inkrafttreten 

(1) § 3 Abs. 1, 2, 3 Satz 1, Abs. 4 tritt am 1. Juli 
1969 in Kraft. § 6 Abs. 1 tritt am ersten Tage des 
Kalenderjahres in Kraft, das der Verkündung der 
nach § 6 Abs. 3 Satz 2 erlassenen Rechtsverordnung 
folgt. 

(2) Im übrigen tritt dieses Gesetz am 1. Januar 
1969 in Kraft. 
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Anlage 2 


Richtlinien über die Gewährung von Zusdiüssen nach dem Altölgesetz 
in der Fassung der 4. Änderung vom 20. Dezember 1974 

(Bundesanzeiger Nr. 9 vom 15. Januar 1975, S. 1) 


I. Grundsätze 

Bei der Zuschußgewährung sind die in § 2 des Ge- 
setzes über Maßnahmen zur Sicherung der Altölbe- 
seitigung (Altölgesetz) vom 23, Dezember 1968 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 1419) genannten Ziele zu beachten. 
Insbesondere ist für eine sparsame und sachgerechte 
Verwendung der Mittel des Rückstellungsfonds 
Sorge zu tragen, 

11. Voraussetzungen 

1. Die Zuschüsse können auf Antrag gewerblichen 
und sonstigen wirtschaftlichen Unternehmen so- 
wie juristischen Personen des öffentlichen Rechts 
gewährt werden, wenn sie die Voraussetzungen 
des § 2 Abs. 1 Satz 1 des Altölgesetzes in Verbin- 
dung mit der Verordnung zur Durchführung des 
Altölgesetzes vom 21. Januar 1969 (Bundesge- 
setzbl. I S. 89) erfüllen. Hierzu gehört auch, daß 
sie das ordnungsgemäße Sammeln und Befördern 
des Altöls gewährleisten. Ferner haben sich die 
Antragsteller schriftlich gegenüber dem Bundes- 
amt für gewerbliche Wirtschaft (Bundesamt) zu 
verpflichten, 

a) sämtliche in einem vom Bundesamt bezeich- 
neten Gebiet anfallenden Altöle (§ 3 Abs. 2 
des Altölgesetzes) abzuholen oder die spätere 
Abholung vorzubereiten sowie die erforder- 
lichen Sammlungs-, Transport- Beseitigungs- 
vorrichtungen innerhalb der vom Bundesamt 
festgesetzten Frist bereitzustellen, 

b) dem Bundesminister für Wirtschaft, dem Bun- 
desamt oder dessen Beauftragten ein Prü- 
fungs- und Auskunftsrecht, das an Ort und 
Stelle oder am Sitz der die Prüfung durchfüh- 
renden Stelle ausgeübt werden kann, über die 
Tatsachen und Unterlagen einzuräumen, die 
mit der Gewährung der Zuschüsse im Zusam- 
menhang stehen, ferner die erforderlichen 
Auskünfte zu erteilen und die Prüfung der 
Unterlagen, die in ordnungsgemäßem Zustand 
bereitzuhalten sind, zu dulden. 

2. Zuschüsse dürfen nur für die Beseitigung im Bun- 
desgebiet angefallener Altöle gewährt werden. 
Altöle, die von deutschen und ausländischen 
in deutschen Häfen liegenden Schiffen sowie von 
Schiffen der Bundesmarine, aus deutschen Frei- 
häfen und von ausländischen im Inland statio- 
nierten Streitkräften stammenden, sind im Bun- 
desgebiet angefallen. 

3. Zuschüsse dürfen nicht gewährt werden, wenn 
und soweit aus Altölen aufgearbeitete Zweitraf- 
finate in ein Mitgliedsland der Europäischen 


Wirtschaftsgemeinschaft ausgeführt werden. Be- 
reits gewährte Zuschüsse sind unverzüglich an 
das Bundesamt zurückzuzahlen. 

Der Antragsteller hat sich gegenüber dem Bun- 
desamt zu verpflichten, die Ausfuhr von Zweit- 
raffinaten in ein Mitgliedsland der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft unverzüglich anzuzeigen 
und bei der Veräußerung der Zweitraffinate fol- 
genden Hinweis in die Rechnung oder den Liefer- 
schein aufzunehmen: 

„Für die Herstellung dieser Ware ist nach § 2 
Abs. 1 des Gesetzes über Maßnahmen zur Siche- 
rung der Altölbeseitigung (Altölgesetz) vom 
23. Dezember 1968 (Bundesgesetzbl. I S. 1419) 
ein Zuschuß gewährt worden. Im Falle der Aus- 
fuhr in einen Mitgliedstaat der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft ist der Zuschuß an das 
Bundesamt für gewerbliche Wirtschaft, Frank- 
furt/M., zurückzuzahlen." 


III. Antragsverfahren 

1. Anträge auf Zuschüsse sind in doppelter Ausfer- 
tigung bei dem Bundesamt bis zum 15. jedes 
Monats für die im voraufgegangenen Kalender- 
monat beseitigte Altölmenge unter Benutzung 
des hierfür vorgesehenen Vordrucks zu stellen. 

2. Dem erstmaligen Antrag sind beizufügen: 

a) Eine Abschrift oder Fotokopie der behörd- 
lichen Zulassung (Genehmigung, Erlaubnis, 
Bewilligung) für die Anlage zur Beseitigung 
von Altöl sowie Änderungen der Zulassung, 
ferner eine Beschreibung der Sammlungs- und 
Transportvorrichtungen sowie der Beseiti- 
gungsanlagen, sofern diese nicht in der be- 
hördlichen Zulassung enthalten ist. Ist eine 
behördliche Zulassung nicht erteilt, so muß 
eine Bescheinigung der für die Zulassung zu- 
ständigen Behörde vorgelegt werden, daß eine 
§ 2 Abs. 1 Satz 1 des Altölgesetzes und § 1 
Abs. 1 der ersten Durchführungsverordnung 
entsprechende Beseitigung des Altöls sicher- 
gestellt ist. Das Bundesamt kann für die Vor- 
lage eine Frist setzen. Das Bundesamt han- 
delt dabei im Benehmen mit der zuständigen 
Behörde. War die Anlage nach § 16 Abs. 4 der 
Gewerbeordnung anzuzeigen, so ist eine Be- 
stätigung der hierfür zuständigen Behörde 
über den Eingang der Anzeige vorzulegen. 

b) Die nach dem 30. Juni 1969 geltende Preis- 
liste gemäß § 3 Abs. 4 Satz 2 des Altölgesetzes ; 
die Liste ist bei Preisänderungen zu berichti- 
gen. 



Deutsdier Bundestag — 7. Wahlperiode 


Drucksache 7/3455 


c) Die schriftliche Erklärung, daß der Antragstel- 
ler die in Abschnitt II vorgesehenen Verpflich- 
tungen übernimmt und sich den Bestimmun- 
gen des Abschnitts V unterwirft. 


IV. Festsetzung des Zuschusses 

A. 

Der Zuschußbetrag wird zum Ausgleich ungedeck- 
ter Beseitigungskosten, zu denen die Sammlungs- 
und Transportkosten zählen, vom Bundesamt in 
einem Bewilligungsbescheid festgesetzt. 

1. Der Zuschuß beträgt für 100 kg Altöl, soweit 

a) zu Schmieröl aus der Nummer 27.10 — C — III 
des Zolltarifs unter Hinzurechnung von nicht 
mehr als 5 v. H. Gewichtsprozenten sonst bei- 
gefügter anderer Stoffe (z. B. Additive) aufge- 
arbeitet, dieses aus dem Herstellungsbetrieb 
entfernt: 10 DM für die Zeit ab 1. Januar 1975; 
9 DM für die Zeit ab 1. Juli 1975; 

b) zu anderen Mineralölprodukten als Schmieröl 
aufgearbeitet: 10 DM für die Zeit ab 1. Januar 
1975; 9 DM für die Zeit ab 1. Juli 1975; 

c) verbrannt: 10 DM 

2. Soweit bei Verbrennung von Altöl Energie ge- 
wonnen und wirtschaftlich genutzt wird, werden 
die nachgewiesenen Kosten, höchstens 10 DM 
für 100 kg Altöl, ersetzt. Der Nachweis ist 
durch eine Gegenüberstellung der Kosten und 
Erlöse zu führen, die durch geeignete Prüfungs- 
stellen zu bestätigen ist. Das Bundesamt kann 
sich die Prüfung Vorbehalten. 

Wird der Nachweis durch besondere, von dem 
Antragsteller nicht zu vertretende Umstände ver- 
zögert, so kann das Bundesamt Abschläge bis zu 
85 V. H. des Höchstsatzes zahlen. 

3. Werden zusätzliche Hilfen, insbesondere verlo- 
rene Zuschüsse und Steuerbefreiung aus anderen 
als konjunktur- und strukturpolitischen Gründen 
gewährt, so sind die Zuschußbeträge entspre- 
chend zu kürzen. 

4. Die bei der Verbrennung von Altöl entstehen- 
den Kosten der Abgasreinigung werden, soweit 
die Abgasreinigungsanlage dem Stand der Tech- 
nik entspricht, bis zum Abschluß der erforder- 
lichen Kostenuntersuchungen gegen Nachweis, 
höchstens mit 2,60 DM für 100 kg Altöl, ersetzt. 


B. 

1. Zusätzliche Kosten, die durch überdurchschnitt- 
lich schwierige Sammlungsbedingungen in den 
vom Bundesamt bezeichneten Gebieten entste- 
hen, werden gegen Nachweis ausgeglichen. Buch- 
stabe A Nr. 2 1. Abs. Sätze 2 und 3 gilt entspre- 
chend. 

2, Soweit vor dem 1. Januar 1969 für die Abholung 
von Altöl kein Entgelt entrichtet wurde, kann 
grundsätzlich davon ausgegangen werden, daß 
keine überdurchschnittlich schwierigen Samm- 
lungsbedingungen vorliegen. 

C. 

Die von dem Zuschußempfänger auf erhaltene Zu- 
schüsse zu entrichtende Umsatzsteuer wird gegen 
Nachweis ersetzt. 

D. 

Ist der Zuschußempfänger zugleich Abgabeschuld- 
ner, rechnet das Bundesamt den zu leistenden Zu- 
schuß mit der zu entrichtenden Ausgleichsabgabe 
auf. 


V. Widerruf 

Das Bundesamt kann Bewilligungsbescheide wi- 
derrufen, wenn und soweit 

1. sie auf Grund unrichtiger Angaben erteilt wor- 
den sind, 

2. eine der Voraussetzungen für die Gewährung des 
Zuschusses nicht gegeben war oder entfällt, 

3. der Zuschußempfänger den nach dem Altölgesetz 
bestimmten oder gegenüber dem Bundesanrt 
übernommenen Verpflichtungen nicht nach- 
kommt. 

Soweit ein Widerruf erfolgt, sind geleistete Be- 
träge zurückzuzahlen. Der zurückzuzahlende Betrag 
ist vom Zeitpunkt der Auszahlung bis zum Zeitpunkt 
der Rückzahlung mit 2 v. H. über dem für Kassenkre- 
dite des Bundes geltenden Zinssatz der Deutschen 
Bundesbank jährlich zu verzinsen. 

Kommt der Zuschußempfänger mit seiner Rück- 
zahlung in Verzug, so ist der rückständige Betrag 
mit 3 V. H. über dem für Kassenkredite des Bundes 
geltenden Zinssatz der Deutschen Bundesbank jähr- 
lich zu verzinsen. Aufgelaufene Habenzinsen sind 
gesondert abzuführen. 
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Anlage 3 


Bekanntmadiung 

über die Festsetzung der Pfliditgebiete und die 
hinterlegten PreisUsten nadi dem Altölgesetz 

Vom 18. November 1974 

Die gemäß § 2 Abs. 2 Nr. 1 des AltÖlge$et2es vom 23. De- 
zember 1968 (Bundesgesetzbl. I S. 1419) in Verbindung mit Ab- 
schnitt 11 Nr. 1 Buchstabe a der Richtlinien über die Gewährung 
von Zuschüssen nach dem Altölgesetz vom 21. Januar 1969 
ßundesanzeiger Nr. 22 vom 1. Februar 1969) festgesetzten 
Pflichtgebiete werden wie aus der Anlage 1 ersichtlich be- 
kanntgegeben., 

Altölbesitzer können von den benannten Finnen verlangen, 
daß ihre Altöle ab einer Menge von 2001 abgeholt werden. 
Verweigert ein in Anlage 1 benanntes oder von diesem beauf- 
tragtes Unternehmen die Abholung, wird um Mitteilung an das 
Bundes^amt für gewerbliche Wirtschaft in 6 Frankfurt a. M., 
BockeiÄeimer Landstraße 38 — 40, gebeten. 

Altöle im Sinne des § 3 Abs. 2 des Altölgesetzes sind ge- 
brauchte Mineralöle, flüssige gebrauchte Mineralölprodukte 
und flüssige mineralölhaltige Rückstände aus Lager-, Betriebs- 
und Transportbehältern. 

Die Abholungund Beseitigung der AltÖle mit einem Anteil 
bis zu lOVo Fremdstoffen erfolgt unentgeltlich. Die über 10®/# 
hinausgehenden Fremdstoffanteile werden von den abhol- 
pflichtigen Unternehmen nach Maßgabe ihrer beim Bundesamt 
hinterlegten und in Anlage 2 veröffentlichten ^Preislisten gegen 
Entgelt abgeholt. Die angegebenen Preise sind Bruttopreise. 

Die Beseitigungsunternehmen haben beim Abholen der Alt- 
öle (§ 6 Abs. 2 Altölgesetz) Annahme scheine zu verwenden, auf 
denen Art und Menge der Altöle sowie gegebenenfalls Art und 
Menge der 10®/o übersteigenden Fremdstoffe und deren Entgelt 
für Transport und Beseitigung durch den Altölbesitzer, den 
Sammler und das Beseitigungsunternehmen zu bestätigen sind. 
Ein Exemplar des Annahmescheins verbleibt beim Altölbesit- 
zer. Auf die inzwischen erlassene 2. Verordnung zur Durch- 
führung des Altölgesetzes vom 2. Dezember 1971 (Bundesge- 
setzbl. I S. 1939), die die Nachweispflicht regelt, wird hinge- 
wiesen. 

Kommt eine Einigung über den gegen Entgelt abzuholenden 
Fremdstoffanteil zwischen Altölbesitzer und Abholer nicht zu- 
stande, kann die Feststellung auf Grund eingesandter Proben 
durch das Bundesamt getroffen werden. Die Kosten hierfür ge- 
hen zu Lasten desjenigen, dessen Angaben von dem Analy- 
senergebnis am weitesten abweichen. 

Auf die Annahmebedingungen des Beseitigungsunterneh- 
mens wird hingewiesen. Sie sind zu beachten, soweit die über- 
nommenen Verpflichtungen damit nicht eingeschränkt werden. 
Nach §3 Abs. 5 AltÖlgesetz haftet der Altölbesitzer für Schä- 
den, die durch nicht angezeigte Fremdstoffe verursacht wer- 
den. 

Mit dieser Veröffentlichung wird die Bekanntmachung des 
Bundesamtes für gewerbliche Wirtschaft vom 27. August 1973 
(Bundesanzeiger Nr. 166 vom 5, September 1973) aufgehoben. 
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PfliditgeUete 


Anlage 1 


Firma 

Paul Neuling 
Mineralölwerk — 
Chemische Fabrik KG 
1000 Berlin 47 

Kanalstraße 47/51 
Tel.: (030) 6 61 10 81 

Firma 

Pintsch Oel GmbH 
1000 Berlin 47 

Gradestraße 83/89 
Tel.: (030) 6 06 30 15 

Firma 

Haberland & Co. 
Mineralöl-Raffinerie 
3161 Dollbergen 

Tel.: (0 5177) 346 


West-Berlin, die Länder Ham- 
burg und Schleswig-Holstein 


West-Berlin, die Länder Bremen 
und Schleswig-Holstein 


Bundesrepublik Deutschland*) 


Firma 

Horst Fuhse 
Mineralöl-Raffinerie 
2000 Hamburg 28 

Marckmannstr. 36 
Tel.: (040) 78 79 80 


Das Gebiet von Groß Hamburg 
zuzüglich des Raumes, der von 
folgenden Orten begrenzt ist; 
Lauenburg — Uelzen — Celle — 
Fallingbostel — Verden (Aller) 
— Bremerhaven — Cuxhaven — 
Itzehoe — Neumünster — Lü- 
beck. 


Firma 

Mineralöl-Raffinerie 

Weiss & Co. 

2102 Hamburg 93 

(Wilhelmsburg) 
Schmidts Breite 3 
Postfach 93 02 03 
Tel.: (040) 75 89 94/96 

Firma 

ASCALIA GmbH 

2000 Hamburg 36 

Amelungsträße 2 
Tel,; (040) 35 13 66 


Die Länder Hamburg, Bremen, 
Niedersachsen 


Wittingen — Landesgrenze 
Niedersachsen folgend bis Lü- 
beck — Ostseeküste bis Kiel — 
B 202. westlich bis St. Peter — 
Nordseeküste bis Bremerhaven 
— B 6 über Bremen bis Nien-' 
bürg — B 214 über Celle — 
Steinhorst bis Wittingen. 


•) Das Pflichtgebiet ist durdi Besdteid vom 23. Juli 1973 auf den Raum Nie- 
dersadisen und Bremen beschränkt worden. Oie Entscheidung ist noch 
nicht rechtskräftig. 


Firma 

Gesellschaft für Umwelt- 
schutz — Gesellschaft für 
Verbrennung von Abfallstof- 
fen mbH & Co., KG 
2000 Hamburg 55 
Kuulsbarg 26 
Tel.; (040) 86 18 67 
und 86 29 11 
Verbrennungsanlage : 

Emden, Teufels insei 
Tel.: (049 21) 2 24 81 
Firma 
GSG 

Gewässerschutz + 
Städtereinigung GmbH 
4550 Bramsche 3-Achmer 
Am Kanal 
Postfach 

Tel.: (0 54 61) 34 21 
Firma 

Elektrizitätswerk 
Wesertal GmbH 
3250 Hameln 

Bahnhofstraße 18 — 20 
Postfach 24 21 
Tel.: (0 5151) 15051 


Westlicher Teil von Nieder- 
sachsen mit folgender Begren- 
zung: Ostfriesische Inseln — 
Cuxhaven — Bremen — 
Bremerhaven — Cloppenburg — 
Meppen — Rühlertwist. 


Bremerhaven — B 6 bis Bremen 

— Autobahn bis Hannover Ost 

— Lehrte — südlich Hannover 
bis Autobahnauffahrt Bad 
Nenndorf — Autobahn bis Ka- 
mener Kreuz — Autobahn bis 
Leverkusener Kreuz — südliche 
Umgehung Köln — rheinab- 
wärts bis Bundesgrenze. 

Von Landesgrenze Niedersach- 
sen B 188 folgend über Gifhorn 

— Burgdorf bis Schnittpunkt 
B 3 — B 3 bis Autobahn Han- 
nover/Köln — B 441 über 
Wunstorf bis Uchte — B 61 über 
Minden — Herford bis Bielefeld 

— B 68 bis Paderborn — B 64/ 
B 83 bis Beverungen — B 241 
bis Osterode — B 243 bis Lan- 
desgrenze Niedersachsen. 

Land Nordrhein-Westfalen. 


Firma 

Südhessische Verbrennungs- 
gesellschaft mbH 
6081 Biebesheim 

Industriegelände 
Postfach 42 
Tel.: (0 62 58) 60 61 
und 60 62 


Firma 

GEVA 

Gesellschaft 

für Verbrennung 

von Abfallstoffen mbH 

6600 Saarbrücken 6 

Robert-Koch-Str. .1 1 
V erbrennungsanl age : 
Landsweiler-Reden 
Tel.: (0 68 97) 8 83 50 
Firma 

Südwestdeutsche Fernwär- 
me 

GmbH 

6600 Saarbrücken 3 
Sulzbachstraße 26 
Tel.: (06 81) 3 09'9f 


Gießen — Wetzlar — B 49 bis 
Limburg — Bad Schwalbach — 
Lorch — Rüdesheim — Bingen 
— Bad Kreuznach — Winnwei- 
ler — Enkenbach — Autobahn 
Kaiserslautern/ Saarbrücken — 
Bundesgrenze bis Oberrimsin- 
gen — B 31 bis Freiburg — St. 
Peter — Furtwangen — Villin- 
gen — Rottweil — B 14 bis 
Stuttgart — B 27 bis Asperg — 
Autobahn folgend bis Neckar- 
sulm — Neckar folgend bis 
Eberbach — Miltenberg — 
Aschaffenburg — Büdingen — 
Gedern — Schotten — Freien- 
seen — Grünberg — Gießen, 

Von Bundesgrenze nach Saar- 
brücken — Kaiserslautern — 
Ludwigshafen — Mannheim — 
rheinabwärts über Mainz bis 
Koblenz — moselaufwärts über 
Trier bis Bundesgrenze. 


Karlsruhe längs der Bundes- 
grenze bis zur Mosel — mose- 
labwärts bis Koblenz — Auto- 
bahntrasse bis Worms — ihein- 
aufwärts bis Karlsruhe. 
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Firma 

DOR 

MineralÖl'Räffinerie 
5670 Opladen 

Neucronenberger Str. 8 
Postfach 11 47 
Teh- 

(02171) 5 29 34/35 
Firma 

Rheinische Motor-Oel 
Chemische Werke 
Theile-Ochel & Co. 

410Ö Duisburg-Meiderich 
Krabbenkamp 11a 
Postfach 635/643 
Tel: (0 2131) 4 40 71 
Firma 

August Thyssen-Hütte 
Aktiengesellschaft 
4100 Duisburg 11 

Kaiser-Wilhelm-Str. 100 
Tel: (021 31) 54 02 55 25 

Firma 

Harpener Aktiengesellschaft 
4600 Dortmund 
Postfach 872 
Tel: (0231) 19161 
Firma 

Richard Buchen & Co. 

5039 Sürth /Rhein 
Bahnhof str. 17 
Postfach 11 48 
Tel 

(0 22 36) 6 1011—15 
Firma 

Karl Pohlmann 
Mineralölwerk 
3540 Korbach 
Am Kniep 
Postfach 270 
Tel: (0 56 31) 2085 
und 20 86 


Firma 

Pintsch Oel GmbH 
6450 Hanau 
Saarstr. 5 

Tel: (0 61 81) 3 10 24/5 


Land Nordrhein- Westfalen, 


Gronau — Münster — Dortmund 
— Wuppertal — Remscheid — 
Opladen — Leverkusen — Gre- 
venbroich — Rheydt — Mön- 
chengladbach — Viersen — 
Kaldenkirchen — Bundesgrenze 
nördlich. 

Land Nordrhein-Westfalen. 


Die Länder Nordrhein-Westfa- 
len und Rheinland-Pfalz 


Südlicher Teil von Niedersach- 
sen, östlicher Teil von Nord- 
rhei'n-Westfalen und Nordhes- 
sen mit folgender Begrenzung: 
Schnittpunkt nördliche hessi- 
sche Landesgrenze mit Landes- 
grenze Niedersachsen — Göttin- 
gen — Northeim — Hameln 
(einschl) — Bielefeld (ausschl^) 

— Wiedenbrück (aussdil) — 
Bedcum (einschl) — Soest {ein- 
schl) — Freienohl (einschl) — 
Herborn (einschl) — Limburg 
(ausschl.) — B 49 folgend, Weil- 
burg (ausschl bis Wetzlar (ein- 
schl) — Autobahn Wetzlar bis 
Gambacher Kreuz — Autobahn 
Gießen in Richtung Hersfeldbis 
Abfahrt Kirchheim — Autobahn 
in Richtung hessische Landes- 
grenze bis Abfahrt Sorga — B 62 
bis hessische Landesgrenze. 
Oberhessen, Mittelhessen, 
Westhessen, Südhessen und 
Unterfranken mit folgender Be- 
grenzung: 

B 62 von hessischer Landes- 
grenze bis Autobal^nauf fahrt 
Sorga ^ — Autobahn folgend über 
Autobahndreieck Kirchheim bis 
Autobahndreiock Gambacher 
Kreuz — ^ Autobahn bis Schnitt- 
punkt mit B 49 bei Wetzlar — 
B 49 bis hessische Landesgren- 
ze bei Limburg — Stadtgebiet 
Weilburg — Hessische Landes- 
grenze bis bayerische Landes- 
grenze bei Stockstadt — hessi- 
sche Landesgrenze bis Schnitt- 
punkt mit der württembergi- 
schen Landesgrenze — - würt- 
tembergische Landesgrenze bis 
südlich Marktheidenfeld — 
Autobahn Frankfurt/ Nürnberg 
bis Autobahnkreuz Biebelried 

— Autobahn Würzburg /Fulda 
Ws Schnittpunkt mit der hessi- 
schen Landesgrenze — weiter 
folgend hessische Landesgrenze 
bis B 62. 


Land Baden-Württemberg. 


Land Baden-Württemberg. 


Regierungsbezirke Oberpfalz, 
Oberfranken, Mittelfranken und 
östlicher Teil von Unterfranken 
bis zu folgender Grenze: 
Schnittpunkt Autobahn Fulda/ 
Würzburg mit hessischer Lan- 
desgrenze westlich Brückenau 
— der Autobahn folgend nach 
Süden bis Autobahnkreuz Bie- 
belried — Autobahn Nürnberg/ 
Frankfurt folgend bis Schnitt- 
punkt mit der württembergi- 
schen Landesgrenze südlich 
Marktheidenfeld — der würt- 
tembergisch-bayerischen Lan- 
desgrenze nach Süden folgend 
bis zur Landesgrenze von Mittel- 
franken — Stadtgebiet Würz- 
burg. Vom Regierungsbezirk 
Schwaben die Landkreise Nörd- 
lingen und Donauwörth, Stadt- 
und Landkreis Augsburg. Vom 
Regierungsbezirk Oberbayern 
die Stadt- und Landkreise Eich- 
stätt, Ingolstadt und Neuburg/ 
Donau, vom Regierungsbezirk 
Niederbayern den Landkreis 
Kelheira. 


Firma 

Ernst Sandtfoss 
8500 Nürnberg 

Schnieglinger Str. 96 
Tel: (09 11) 33 25 61 
Firma 

Johann Trost 
Ziegelei und Sägewerk 
8353 Osterhofen-Altenmarkt 
Postfach 131 
Tel.: (0 99 32) 15 10 
Firma 
GSB 

Gesellschaft zur Beseitigimg 
von Sondermüll in Bayern 
mbH 

8000 München 40 

Herzogstraße 60 
Tel: (089) 34 30 39 

Firma 

Verbrennungsanlagen 
Rudolf Mayer 
8055 Hallbergmoos 
Theresienstr. 7 
Tel: (0 81 69) 500 
Firma 

Kraftwerk Seltmans 
Friedrich Georg Zischle r 
GmbH 

8961 Seltmans 

Post Sibratshofen 
Tel: (0 83 75) 191 
Erfassungsstelle : 

8941 Buxheim b. Memmin- 
gen 

Hopfenstraße 4 
Tel: (0 83 31) 71 33 


Landkreise Nördlingen und Do- 
nauwörth, Regierungsbezirke 
Mittelfranken, Oberfranken und 
Oberpfalz. 

Burghausen — Landshut — 
Neustadt — Abensberg — Re- 
gensburg — Cham — Furth i. W. 


Land Bayern. 


Regierungsbezirke Oberbayem 
und Schwaben. 


Von Augsburg der B 17 folgend 
bis Peinting, übergehend zur 
B 23, B 2 bis Garmisch-Parten- 
kirchen. Folgend der B 24 zur 
Landesgrenze bei Griesen. Der 
Landesgrenze folgend bis Ra- 
dolfzell, von Radolfzell der B 34 
folgend über Stockach, einlei- 
tend zur B 313 nach Sigmarin- 
gen, von Sigmaringen der B 31 1 
folgend bis Ulm, von Ulm ent- 
lang der B 10 folgend über 
Günzburg nach Augsburg. 


Firma 

Mineralölwerk 
Epple GmbH 
7000 Stuttgart- 

Bad Cannstatt 
Lammleshalde 67 
Postfach 50 07 68 
Tel: (07 11) 54 12 81/84 
Firma SüDöL 
Mineralöl-Raffinerie GmbH 
7332 Eislingen /Fils 
Schloßstraße 20 
Postfach 12 08 
Tel: (0 71 61) 

8 91 03/8 90 36 
Firma 

Durbanolwerk 
Hans Durban 

8500 Nürnberg-Reidielsdorf 
Sdialkhaußerstraße 65 
Postfach 1401 09 
Tel: (09 11) 63 50 61 
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Preislisten 


Anlage 2 


A. Entgelte für Verbrennung 

LÖsuncrt- Fest- Sonstige 

Firma Einheit Wasser mittel Stoffe*) FrCmdstoffarten 


1. Paul Neuling KG, Berlin 

für Berlin DM/t 

für Hamburg und Sdileswig-Holstein DM/t 

2. Pintscti-Oel GmbH, Berlin 

Werk Berlin DM/t 

Bereich Nord DM/t 

3. Haberland & Co., Dollbergen DM/t 

4. Fuhse, Hamburg DM/t 

5. Weiss & Co., Hamburg DM/t 

6. ASCALIA GmbH, Hamburg DM/t 

7. Gesellschaft für Umweltschutz, Hamburg DM/cbm 

8. GSG, Bramsche-Achmer DM/t 

9. Wesertal GmbH, Hameln DM/t 

DM/cbm 

10. D O P, Opladen DM/t 

11. Rheinische Motor-Oel, Duisburg DM/t 

12. August Thyssen Hütte, Duisburg 11 DM/t 

13. Harpener AG., Dortmund DM/t 

14. Buchen & Co., Sürth DM/t 

15. Pohlmann Korbach * DM/t 

16. Pintsch-Oel GmbH, Hanau DM/t 

17. Südhessische Verbrennungsges. mbH, Biebesheim .... DM/t 

18. GE VA, Saarbrücken DM/cbm 

19. Süciwestdeutsche Fernwärme GmbH, Saarbrücken . . . , DM/t 

20. Epple GmbH, Stuttgart DM/t 

21. SÜDÖL GmbH, Eislingen DM/t 

22. Durbanolwerk Nürnberg DM/t 

23. Ernst Sandtfoss, Nürnberg DM/t 

24. Johann Trost, Osterhofen- Altenmarkt DM/t 

25. G S B, München DM/t 

26. Rudolf Mayer, Haibergmoos DM/cbm 

27. Kraftwerk Seltmans, Seltmans DM/t 


175,— 

157,50 

198,80 

168,70 

225,— 

225,— 

nach Vereinbarung 
nach Vereinbarung 

295,— 

295,— 

295,— 

295,— 

295,— \ 
295,— / 

nach Vereinbarung 

127,05 

210,90 

199,80 

nach Prüfung und 
Vereinbarung 

150,— 

175,— ♦) 

170,— 1)®) 

nach Vereinbarung 

150,— 

170,— 

170,-9 

nach Vereinbarung 

120,— 

145,—®) 

— 

nach Vereinbarung 

133,20®] 

199,80®) 

222,—®) 

nach Vereinbarung 

152,— 

164,20 

152,— 

nach Vereinbarung 

105,— 

105,— 

105,— 

105,— 

105,— \ 
210,— / 

nach Vereinbarung 

90,— 

172,50 

150,— 

nach Vereinbarung 

115,— 

175,— 

180,-9 

nach Vereinbarung 

60,— 

125,— 

125,— 

nach Vereinbarung 

166,50 

242,20 

216,45 

nach Prüfung und 
Vereinbarung 

122,10®) 

130,98®) 

137.08®) 

nach Vereinbarung 

182,40 

182,40 

182,40 

nach Vereinbarung 

295,— 

295,— 

295,- 

nach Vereinbarung 

72,— 

200,— 

192,— 

nach Vereinbarung 

88,80 

111 — 

133.20 

nach Vereinbarung 

80,48 

109,89®) 

134,31 

nach Vereinbarung 

198,50 

245,— 

280.— 

nach Vereinbarung 

196,90 

243,40 

277.70 

nach Vereinbarung 

144,30 

199,80 

188,70 

nach Vereinbarung 

120,— 

160,— 

150,— 

nach Vereinbarung 

40,— 

115,— 

85.— 

nach Vereinbarung 

75,48 

122,10 

83,25 

nach Vereinbarung 

128,76 

128,76 

142,08 

nach Vereinbarung 

120,— 

200,— 

220,— 

nach Vereinbarung 


»J Im Altöl enthaltene Feststoffanteile — pumpfähig 
brennbar 

•j einschlieSlidi chlorierte Kohlenwasserstoffe 

*) soweit diese nicht wegen ihrer Giftigkeit ober Gefährlichkeit behandelt werden müssen 
*) säure-., schwefel- uhd halogenfrei (Chlor, Brom, Fluor) 
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B. Entgelte für Transporte 


Turnusmäßiger Abholdienst 


Eildienst 






Firma 

Einheit 

Nahverkehrs- 

über 50 km 

Behälter 

Nahverkehrs- Aber 50 km 



Zone 



Zone 

1. Paul Neuling KG, Berlin 





50®/o Aufschlag auf 


DM/h‘) 

63,50 



im Preis einge- 
schlossen 

Transportpreise 



für Hamburg und Schleswig-Holstein .... 

2. Pintsdi-Oel GmbH, Berlin 

DM/km t 

1,23 

1,96 



Werk Berlin 

DM/t km 

— ,55 


je nach Größe 

1,35») 2,—») 

Nord 

DM/t km 

— ,55 

1.-/ 

1,— bis 10,— 

1,35») 2,^») 


DM/Behälter 

3. Haberland & Co., Doilbergen 

DM/t km 

1.15®) 

RKT'“) 

■ — 

100®/o Aufschlag auf 
Transportpreise 

4. Fuhse, Hamburg 

DM/t km») 

1,50 

2,— 

zuzüglich für die 
Gestellung des 
Spe2ialfahrzeugs 

70, — DM je ange- 
fangene Stunde 



5, Weiss & Co„ Hamburg 

DM/t 

1,50 

2,— 

zuzüglich für die 
Gestellung des 
Spezialfahrzeugs 

70, — DM je ange- 
fangene Stunde 


6. ASCAUA GmbH, Hamburg 

DM/t km») 

40,— 

55,— 

nach Vereinbarung 

nach Vereinbarung 

7^ Gesellschaft für Umweltschutz, Hamburg 

DM/cbm/km nach Ver- 

nach Ver- 

nadi Vereinbarung 

nach Vereinbarung 


einbarung 

einbarung 



8. GSG, Bramsche-Achmer 

DM/t km®) 

1.57 

2,72 

nach Vereinbarung 

100®/o an Wochentagen 
150®/o an Sonn- und 






Feiertagen 

Aufschlag auf 
Transportpreise 

9. Wesertal GmbH, Hameln 

DM/t km 

—.80 

--,80 

— 

1, — jedoch Mindest- 
gebühr 40, — DM 

10. D O R, Opladen 

DM/t km 

GNT 

GNT 

nach Vereinbarung 

2,40 3,50 

11. Rheinische Motor-Oel, Duisburg 

DM/t 

56,— 

120 — 

30,—-*) 

112,— 280,— 

12. August Thyssen Hütte, Duisburg 

DM/t km 

GNT 

RKT 

GNT bzw. RKT 

GNT RKT 




(200 1) 

100®/o Zuschlag an 


Werktagen 
150®/o Zuschlag an 
Sonn- und Feiertagen 


13. Harpener AG, Dortmund 

DM/t km») 

1,67 

2,78 

nach Vereinbarung 

kein Aufschlag 

14. Buchen & Co., Sürth 

DM/t km 

0,2— 1,0 t 

—1,85 

nach Vereinbarung 

100«/o Aufschlag an 



1,0— 5,0 t 

—1,25 


Werktagen 



über 5,0 1 

—0,93 


150«/« Aufschlag an 
Sonntagen 

15. Pohlmann, Korbach 

DM/t km 

1,47 

1,47 

— 

1,47») 1,47») 

16. Pintsch-Oel GmbH, Hanau 

DM/t km 

— ,55 

1,— 

je nach Größe 

1,— bis 10,— 
DM/Behälter 

1,35») 2,—») 


17. Südhessische Verbrennungs GmbH, 

DM/t km 

GNT 

GNT 


nach Vereinbarung 







18 GEVA, Saarbrücken 

DM/t km 

— ,50 

— ,85 

— 

1,11 1,35 

19. Südwestdeutsche Fernwärme GmbH, 

DM/b») 

105,45 

nach Ver- 

— 

nach Vereinbarung 

Saarbrücken 



einbarung 
— ,65 



20. Epple GmbH, Stuttgart 

DM/t km») 

—.60 

—.75«) 

2,80 3,— 

21. SÜDÖL GmbH, Eislingen 

DM/t km 

— ,56 

— ,61 

— ,72’) 

1,44 1,44 

22. Durbanolwerk, Nürnberg 

DM/t km 

—.70 

1,10 

— 

2.50*) 3,50*) 

23. Ernst Sandtfoss, Nürnberg 

DM/t km 

— ,95 

—.95 

— 

50«/o Aufschlag auf 
Transportpreise 

24. Johann Trost, Osterbofen-Altenmarkt . . 

DM/t km 

1,20 

1,20 

— 

1,20 1,20 

25. GSB, München 

DM/t km 

GNT 

RKT 

je nach Größe 

2,22 bis 6,66 DM 

nach Vereinbarung 

26. Rudolf Mayer, Haibergmoos 

DM/cbm 

28,86 

46,62 

__ 

— _ 

27. Kraftwerk Seltmans, Seltmans 

DM/t km 

1,15 

1,65 

— 



3-t-Tankwagen 

*) Mindestmenge 1000 kg im Einzelfall 
») n?diTarif-km der Deutsdien Bundesbahn . 

Behältei 200 1 

*) Bei nidit ausqelasteten Tankwagen wird für die Fahrt die volle Nutzlast des Tankwagens der Fraditberedinung zugrunde gelegt 
•) je Gebinde 

7 ) Mengen bis 2000 kg nur in Fässern 
•) bei Einsatz eines Saugwagens 

») für- Tankwagen bis zum nädisten Stützpunkt der Niederlassung, wobei mindestens 2 t berechnet werden 
vom Stützpunkt zur Vemiditungsanlage 
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Anlage 4 


Europäische Gemeinschaften 

Der Rat 


Brüssel, den 1. April 1975 


Richtlinie des Rates 
vom . . . 

über die Altölbeseitigung 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
die Artikel 100 und 235, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parla- 
ments ^), 

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozial- 
ausschusses -), 

in Erwägung nachstehender Gründe; 

Unterschiede zwischen den Rechtsvorschriften 
über die Altölbeseitigung, die in den verschiedenen 
Mitgliedstaaten bereits anwendbar oder in Vorbe- 
reitung sind, können zu ungleichen Wettbewerbs- 
bedingungen führen und somit unmittelbare Aus- 
wirkungen auf das Funktionieren des Gemeinsamen 
Marktes haben. Daher ist für dieses Gebiet die An- 
gleichung der Rechtsvorschriften gemäß Artikel 100 
des Vertrags vorzunehmen. 

Es erscheint notwendig, diese Angleichung der 
Rechtsvorschriften durch ein Tätigwerden der Ge- 
meinschaft zu ergänzen, um durch eine umfassen- 
dere Regelung eines der Ziele der Gemeinschaft im 
Bereich des Umweltschutzes zu verwirklichen. Des- 
halb sind dafür einige besondere Bestimmungen 
vorzusehen. Da die hierfür erforderlichen Befugnisse 
im Vertrag nicht vorgesehen sind, ist auf Artikel 235 
des Vertrags zurückzugreifen. 

Eines der wesentlichen Ziele jeder Regelung für 
die Altölbeseitigung muß der Schutz der Umwelt 
gegen nachteilige Auswirkungen des Ableitens, des 
Lagerns oder der Behandlung dieser öle sein. 

Die Wiederverwendung von Altölen kann zu 
einer Politik der Versorgung mit Brennstoffen bei- 
tragen. 

Das Aktionsprogramm der Europäischen Gemein- 
schaften für den Umweltschutz^) hebt die Bedeutung 
der Beseitigung von Altölen ohne Beeinträchtigung 
der Umwelt hervor. 

Der Anfall von AltÖlen, insbesondere an Emulsio- 
nen, hat sich in der Gemeinschaft erhöht. 

Ein wirksames und zusammenhängendes System 
der Behandlung dieser öle, welches den innerge- 


Äieinschaftlichen Warenverkehr nicht hemmt und 
die Wettbewerbsbedingungen nicht beeinträchtigt, 
sollte für alle diese Erzeugnisse gelten, auch für 
solche, die nur teilweise aus ölen bestehen, und 
deren unschädliche Behandlung zu wirtschaftlich zu- 
friedenstellenden Bedingungen vorsehen. 

Ein solches System sollte die Behandlung, Ablei- 
tung, Lagerung und Sammlung von Altölen regeln 
sowie einen Genehmigungsmechanismus der AltÖl- 
beseitigungsunternehmen, eine obligatorische Samm- 
lung und/oder Beseitigung dieser öle für gewisse 
Fälle und geeignete Kontrollverfahren vorsehen. 

In den Fällen, in denen bestimmte Unternehmen 
zur Sammlung und/oder Beseitigung von Altölen 
verpflichtet sind, sollte der Teil der damit zusam- 
menhängenden und nicht durch Einnahmen gedeck- 
ten Kosten durch Zuschüsse ausgeglichen werden 
können. Die Mittel für diese Zuschüsse können 
unter anderem durch eine Abgabe auf neue und auf- 
bereitete öle aufgebracht werden — 

HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN: 

Artikel 1 

Altöl im Sinne dieser Richtlinie ist jedes ge- 
brauchte halbflüssige oder flüssige Erzeugnis, wel- 
ches ganz oder teilweise aus Mineralöl oder synthe- 
tischem öl besteht, einchließlich Öliger Rückstände 
aus Behältern, Wasser-Öl-Gemische und Emulsio- 
nen. 

Artikel 2 

Die Mitgliedstaaten treffen die erforderlichen 
Maßnahmen zur schadlosen Sammlung und Beseiti- 
gung von Altölen. 

Artikel 3 

Die Mitgliedstaaten treffen die erforderlichen 
Maßnahmen dafür, daß die Beseitigung von Altölen 
soweit möglich durch Wiederverwendung (Aufberei- 
tung und/oder Verbrennung zu anderen Zwecken als 
denen der Vernichtung) erfolgt. 


^) ABI. Nr. C 85 vom 18. Juli 1974, S. 6 
2) ABI. Nr. C 125 vom 16. Oktober 1974, S. 33 
2) ABI. Nr. C 112 vom 20. Dezember 1973, S. 3 
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Artikel 4 

Die Mitgliedstaaten treffen die erforderlichen 
Maßnahmen, damit folgendes verboten wird: 

1. das Ableiten von Altölen in Oberflächengewäs- 
ser, Grundwasser, Küstengewässer und Kanali- 
sationen; 

2. das Lagern und/oder Ableiten von Altölen, wel- 
che schädliche Auswirkungen auf den Boden ha- 
ben, sowie das unkontrollierte Ablagern von 
Rückständen aus der Aufarbeitung von Altöl; 

3. die Behandlung von Altölen, welche eine Luft- 
verunreinigung hervorruft, die über das in den 
geltenden Vorschriften festgelegte Niveau hin- 
ausgeht. 

Artikel 5 

In Fällen, in denen die in den Artikeln 2, 3 und 4 
festgelegten Ziele nicht anders erreicht werden kön- 
nen, treffen die Mitgliedstaaten die erforderlichen 
Maßnahmen dafür,- daß ein oder mehrere Unterneh- 
men die ihnen von den Besitzern angebotenen Er- 
zeugnisse gegebenenfalls in dem ihnen von der zu- 
ständigen Behörde zugewiesenen Bezirk sammeln 
und/oder beseitigen. 


Artikel 6 

Im Hinblick auf die Einhaltung der nach Artikel 4 
getroffenen Maßnahmen benötigt jedes Unterneh- 
men, das Altöle beseitigt, eine Genehmigung. 

Sie wird von der zuständigen Behörde erforder- 
lichenfalls nach Prüfung der Anlagen erteilt; sie ent- 
hält die dem Stand der Technik entsprechenden 
Auflagen. 

Artikel 7 

Wer Altöle besitzt, die er nicht selbst unter Beach- 
tung des Artikels 4 beseitigen kann, hat sie zur 
Verfügung eines oder mehrerer Unternehmen im 
Sinne des Artikels 5 zu halten. 


Artikel 8 

Die Besitzer bestimmter Mengen von Altölen, de- 
ren Gehalt an Verunreinigungen bestimmte Hun- 
dertsätze übersteigt, müssen diese Altöle gesondert 
handhaben und lagern. 

Die zuständigen Behörden bestimmen, gegebenen- 
falls nach Art der Erzeugnisse, die in Absatz 1 ge- 
nannten Mengen und Hundertsätze. 


Artikel 9 

Unternhemen, welche Altöle sammeln und/oder 
beseitigen, müssen diese Vorgänge so ausführen, 
daß keine vermeidbare Beeinträchtigung der Ge- 
wässer, der Luft oder des Bodens eintritt. 


Artikel 10 

Jede Betriebsstätte, welche mehr als eine Menge 
Altöl erzeugt, sammelt und/oder beseitigt, die von 
jedem Mitgliedstaat festzulegen ist, jedoch 500 1 
pro Jahr nicht überschreiten darf, hat 

— ein Nachweisbuch zu führen, das Angaben über 
Mengen, Beschaffenheit, Herkunft, Aufbewah- 
rungsort sowie Abgabe und Übernahme enthält, 
wobei insbesondere das Datum von Abgabe und 
Übernahme einzutragen ist, und/oder 

— diese Auskünfte der zuständigen Behörde auf 
Verlangen zu erteilen. 

Die Mitgliedstaaten werden ermächtigt, gemäß 
Absatz 1 die Menge Altöl unter Zugrundelegung 
des nach einem angemessenen Umrechnungskoeffi- 
zienten berechneten Frischöläquivalents zu bestim- 
men. 

Artikel 11 

Jedes Unternehmen, das Altöle beseitigt, hat den 
zuständigen Behörden auf Verlangen alle Auskünfte 
über die Beseitigung oder die Lagerung von Alt- 
ölen oder ihren Rückständen zu erteilen. 


Artikel 12 

Unternehmen im Sinne des Artikels 6 werden re- 
gelmäßig von der zuständigen Behörde insbesondere 
darauf geprüft, daß die Genehmigungsbedingungen 
eingehalten werden: 

Artikel 13 

Als Ausgleich für die Verpflichtungen, welche die 
Mitgliedstaaten den Unternehmen, die Altöle sam- 
meln und/oder beseitigen, gemäß Artikel 5 auferle- 
gen, können diese Unternehmen für die erbrachte 
Dienstleistung Zuschüsse erhalten. Diese Zuschüsse 
dürfen die ungedeckten, tatsächlich festgestellten 
jährlichen Kosten der Unternehmen unter Berück- 
sichtigung eines angemessenen Gewinns nicht über- 
steigen. 

Diese Zuschüsse dürfen weder zu nennenswerten 
Wettbewerbsverzerrungen führen noch künstliche 
Handelsströme schaffen. 


Artikel 14 

Die Mittel für die Zuschüsse können unter ande- 
rem durch eine Abgabe auf die Erzeugnisse, durch 
deren Verwendung Altöle entstehen, oder auf Alt- 
öle aufgebracht werden. 

Die Mittel für die Zuschüsse müssen im Einklang 
mit dem „Verursacherprinzip" aufgebracht werden. 

Artikel 15 

Jeder Mitgliedstaat teilt der Kommission in regel- 
mäßigen Abständen seine technischen Erkenntnisse 
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sowie die Erfahrungen und Ergebnisse mit, welche 
sich aus der Anwendung der aufgrund der vorliegen- 
den Richtlinie erlassenen Vorschriften ergeben. 

Die Kommission übermittelt den Mitgliedstaaten 
eine Gesamtübersicht über diese Mitteilungen. 

Artikel 16 

Die Mitgliedstaaten erstellen alle drei Jahre einen 
Bericht über den Stand der Altölbeseitigung in ihren 
Ländern und übermitteln ihn der Kommission. 


Artikel 17 

Die Mitgliedstaaten setzen die erforderlichen 
Maßnahmen in Kraft, um dieser Richtlinie binnen 24 
Monaten nach ihrer Bekanntgabe nachzukommen, 
und teilen dies der Kommission unverzüglich mit. 


Geschehen zu Luxemburg am . . . 


Artikel 18 

Die aufgrund der vorliegenden Riditlinie von den 
Mitgliedstaaten erlassenen Vorschriften können auf 
zur Zeit der Bekanntgabe dieser Richtlinie beste- 
hende Unternehmen im Sinne des Artikels 6 binnen 
vier Jahren nach dieser Bekanntgabe schrittweise 
angewandt werden. 

Artikel 19 

Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission den 
Wortlaut der wichtigsten innerstaatlichen Rechtsvor- 
schriften mit, die sie auf dem unter diese Richtlinie 
fallenden Gebiet erlassen. 

Artikel 20 

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerich- 
tet. 


Im Namen des Rates 
Der Präsident 
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Anlage 5 


Hauptgemeinsdiaft des Deutschen Einzelhandels 

Das geschäftsführende Präsidialmitglied 


An den 

Bundesminister für Wirtschaft 
Herrn Dr. Friderichs 


Betr.: Unkontrollierter Verbleib des Altöls beim Ölwechsel von Kraftfahrzeugen; 
Verpflichtungserklärung des Handels 


Sehr geehrter Herr Minister Friderichs, 

in Kenntnis der möglichen Umweltschäden, die beim Ölwechsel entstehen kön- 
nen, den Kraftfahrzeugbesitzer mit sog. „Handelsölen" selbst vornehmen, ver- 
pflichtet sich der deutsche Einzelhandel hiermit gegenüber der Bundesregierung, 
seine bisherigen Anstrengungen und Bemühungen zur Verhinderung dieser Um- 
weltgefahren fortzusetzen und nötigenfalls zu verstärken. 

Der Handel hat gegenüber dem Bundeswirtschaftsministerium schon im Herbst 
1973 seine Bereitschaft erklärt, alles seinerseits Erforderliche zu tun, um einen 
hinreichenden Schutz gegen den unkontrollierten Verbleib des Altöls zu erreichen. 

In dem im Juli 1974 veröffentlichten „Memorandum gegen den unkontrollierten 
Verbleib des Altöls beim Ölwechsel von Kraftfahrzeugen" haben die Verbände 
des Handels Maßnahmen aufgeführt, die zur Beseitigung des Altöls bis zu die- 
sem Zeitpunkt bereits getroffen bzw. danach kurzfristig realisiert worden sind. 

Die Einzelhandelsunternehmen sind inzwischen nachhaltig unterrichtet und auf- 
geklärt worden. Ziel dieser Bemühungen des Handels ist es vor allem, bis zum 
Herbst 1975 jedem Käufer von Handelsölen, der den Ölwechsel selbst vornimmt, 
die Abgabe des anfallenden Altöls möglichst durch eigene Altöl-Annahmestellen 
zu erleichtern. Wo eigene Sammelstellen nicht bestehen, wird ermöglicht, daß 
in Zusammenarbeit mit Kommunen, örtlichen Tankstellen und Reparaturwerk- 
stätten das anfallende Altöl dort abgegeben werden kann. Der Käufer von Han- 
delsölen wird entsprechend informiert. 

Mit diesen Maßnahmen wird der Handel auf freiwilliger Basis dazu beitragen, 
mögliche Umweltgefährdungen beim Ölwechsel mit „Handelsölen" zu verhindern. 


Mit freundlichen Grüßen 
gez. Bonenkamp 


Köln 1, den 20. März 1975 
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Anlage 6 


Standorte der Altöl-Beseitigungsanlagen 
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Anlage 7 


Pflichtgebiete gemäß § 2 Abs. 2 Nr. 1 des Altölgesetzes 
der Altöl-Aufarbeitungsunternehmen 



') Das Pflichtgebiet ist durch Bescheid vom 23. Juli 1973 auf den Raum Niedersachsen und 
Bremen beschränkt worden. Die Entscheidung ist noch nicht rechtskräftig. 


J P. Neuling KG 


Pintsch-Oel GmbH. Hanau 
Werk Berlin 


Durbanolwerk 


BRD Haberland & Co. ’) 


B' 


Pintsch-Oel GmbH, Hanau 
Werk Opladen (vorm. DOR) 
Rheinische Mofor-Oel 
Harpener AG 


Sk 


I Epple GmbH 
SODÖL GmbH 
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Anlage 8 


Pflichtgebiete gemäß § 2 Abs. 2 Nr. 1 des Altölgesetzes 
der Altöl-Verbrennungsunternehmen 


ASCALIA GmbH 

Gesellschaft für Umweltschutz 

Gewässerschutz i Städtereinigung GmbH 

Elektrizitätswerk Wesertal GmbH 

Rheinische Motor-Oel 

August Thyssen-Hütte AG 

R. Buchen & Co. 


Pintsch-Oel GmbH. Hanau 
Werk Hanau 


Südhessische 

Verbrennungs- 

gesellschaft 


Saarberg-Fernwärme GmbH 
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